
Eva Kocher 
Geschlechterdifferenz und Staae~ 

Zwei große Diskussionsstränge bestimmen die frauenpolitische Debatte. Auf 
der einen Seite wil'd argumentiert, feministische Perspektiven ließen sich in 
rechtsförmigen Regulierungen formulieren. Demgegenüber betont der andere 
Diskussionsstrang, staatliche Strukturen dienten allein männlichen Interessen 
und seien deshalb ungeeignet fÜl' die Durchsetzung feministischer Ziele. Die 
Auton.n skizziert die Debatte und hinterfragt die verschiedenen Theon.ean­
sätze. Sie kommt zu dem EI'gebnis, daß die unterschiedlichen Theorieansätze 
wenig Verschiedenes an konkreten Vorschlägen zu bieten haben. 

Die Red. 

Feministinnen haben sic h aus unterschiedlichen Blickrichtungen für das "Geschlecht 
des Staates« interessiert' . Nicht nur in der Philosophie und in der Politikwissenschaft 
wurde die Frage aufgeworfen. Insofern "Recht « eine der wichtigsten Handlungs­
formen des Staates ist, karnen auch JuristInnen nicht darum herum, sich darüber 
Gedanken zu machen, welchen Stellenwert rechtsdogmatisches und rechtspolitisches 
Handeln in staatlichen Strukturen für die Umsetzung feministischer Vorstellungen 
haben könne. 
Vorn Erkennmisinteresse der Disziplinen her dürfte frau zunächst vermuten, daß in 
der Politikwissenschaft eher prinzipiell untersucht wird, welche rechtlichen Hand­
lungsformen überhaupt im feministischen Sinne nutzbar gemacht werden können; 
von der Rechtswissensc haft werden pragmatischere Fragestellungen erwartet. Und 
tatsächlich haben Politikwissenschaftlerinnen und feministische PhiJosophinnen ih­
ren kritischen B liek herkömmlich menr auf die Entscheidungsstrukturen und -ver­
fahren gerichtet; Juristinnen haben sich stärker mit den geschaffenen Normen be­
schäftigt und dabei nach Wegen gesucht, wie sich Fraueninteressen so im Recht 
verankern lassen, daß Veränderungen des gesellschaftlichen Geschlechterverhältnis­
ses unterstützt oder sogar eingeleitet werden. 
In neuerer Zeit scheint hier allerdings eine Angleichung oder gar ein Seitenwechsel 
stattgefunden zu haben: Feministische Politikwissenschafderinnen, und unter ihnen 

insbesondere die Autorinnen, die seit Beginn der 90erJahre in der Reihe " Politik der 
Geschlechterverhältnisse« im Campus-Verlag veröffentlichen>, treten zunehmend für 

einen pragmatischen Umgang mit den gegebenen staatlichen Entscheidungsstruk­
turen ein: Frauen sollten sich in solchen Prozessen engagieren und für Fraucninter-

" Zu bedanken hal>e ICh mich \'Or allem bei ßrigitte ßlSler, Rose KilImger, Detlcf Schneider, KaITin Lohse, 
Marlina Spirgatis und Sibylle Raasch. die frühere Entwürfe mit mir diskutiert haben. 

I Einen Uberbliek über die ßelTQchtung d'cs Staais in der bundesdeulSchen Frauen- und Pat ria rch."ior­
schung gibt Seemann, Femini'stische Staatstheorie, '996, S. 47 H.; siehe insbesondere auch Heft I} (198 5) der 
beitrage {'.ur f~minisli schen theorie und praxIs (ltunser sraa[?(c). 

! Siehe vor all em Biester/Holland-CundSauer (I Llsg.), Demokratie oder Androkratie? Theorie und Praxis 
demokratischer Herrschaft in der feminist ischen Diskussion, 1994; Kreisky/S.uer ( Hrs~.), FeminiSlisehc 
Slandpunkte in der Politikwissenschaft. Eine EinJuhnmg, '99h KubwikiSaucr (Hrsg.), Der haJbierte 
Staat. Grundlagen feministischer Poliukw!sSCillCh.ft, '996. Vorher schon: BicsteriGeißellLang/Sauerl 
SchäftcrlYoung (Hrsg.), Staat aus feministischer Sicht. Dokumentation des workshops der ad-hoc-Gruppe 
" Politik und Geschlecht< in der Deutschen Vereinigung für Politische Wi"cnschafL, 1991. 
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essen und feministische Anliegen einsetzen. Mit der Begründung, »eine Erklärung der 
Geschlechdichkeit des Staates [werde] ... nach wie vor nicht deutlich genug gege­
ben«, hält Birgit Sauer die Fragestellung selbst für obsolet: Frauen sollten den Staat 
nicht mehr als einen »je nach Standpunkt patriarehalen oder frauenfreundLichen 
Monolithen« begreifen, sondern sich auf das »Prozeßhafte sozialstaadieher Struk­
turen und Politiken ... , historischer Kontinuitäten und Diskontinuitäten staatlicher 
Apparate und Mechanismen« besinnen'. 
Auf der anderen Seite nimmt die feministische Rechtstheorie und -praxis zunehmend 
Anregungen aus der feministischen Theorie auf'. Und die Juristinnen des Feministi­
schen Rechtsinstituts in Bonn haben große Skepsis gegenüber der Vorstellung entwik­
kelt, feministische Perspektiven könnten in rechtsförmiger Regulierung Liegen. Nach 
Meinung der Rechtsanwältin Malin Bode dienen staadiche Strukturen und Rege­
lungsformen nicht nur zufällig männlichen Interessen, sondern stellen notwendiger­
weise ungeeignete Mittel und Aktionsfelder für feministische Ziele dars. 
Im folgenden werde ich versuchen, einen Überblick über die Ansätze zu geben, die im 
Rahmen dieser beiden Diskussionslinien in den verschiedenen Disziplinen vertreten 
werden. Dabei kommt es mir auch darauf an, die theoretischen Ansätze in einen 
Zusammenhang zur Entwicklung der Rechtspraxis und -dogmatik zu stellen und sie 
insofern auf ihre Konsequenzen für praktisches rechtsbezogenes Handeln zu über­
prüfen. Den Begriff deministisch« verwende ich dabei zunächst für alle AutorInnen 
und Denkrichtungen, die für ihren Ansatz in Anspll..lch nehmen, daß er Wege zu einer 
Verändell..lng des gesellschaftlichen Geschlechterverhältnisses aufzeige - daß dall..lnter 
im einzelnen ganz unterschiedliche theoretische Verständnisse und Zielsetzungen 
stehen, wird im konkreten deutlich werden. 

I. Eine pragmatische Herangehensweise in Rechtsdogmatik und Rechts­
politik 

LI. Der theoretische Ansatz 

Als pragmatisch könnte man die Herangehensweise von Autorinnen wie Ute Ger­
hard bezeichnen, die darauf bestehen, daß staatliches Recht ein Mittel sei, das von 
Frauen ZUr Durchsetzung des Gleichberechtigungsgebots und zur Steuell..lng gesell­
schaftlicher Verhältnisse genutzt werden könne. Insbesondere die Menschenrechte 
zeigten emanzipatorische Ansätze im Rahmen einer widersprüchlichen, auch durch 
Widerstand gegen Herrschaft gekennzeichneten Rechtsentwicklung auf. Sie geht 
sogar soweit zu sagen, rechtliche Regulierung sei unabdingbar für die Durchsetzung 
von Fraueninteressen: Historisch betrachtet, sei die Einbeziehung von Frauen in die 
Gleichberechtigungsnorm überhaupt erst damit denkbar geworden, daß Gleichbe­
hand lung als Rechtssatz mit universalem Anspruch formuliert wurde6 

In eine älmliehe Richtung argumentieren in einem anderen Zusammenhang Mädje/ 

J Sauer, Krise des Wohlfahrtsstaars. Eine Mä,nncrinstiwtion unter Global isicrungsdruck?, in; Braun/Jung 
(Hrsg.), Globale Gerechtigkeit? Feministische Debane zur Krise des Sozialsraats, 1997, S. IJ I. 

4 Zu Parallelen fcmini snschcr Rccht.stheorie und feministi scher Theorie siehe Sokol, Feministische Rech15-
politik - rechtl iche Diskriminierung und Glc ichberechngungskonztptc, Strei t' [989, S. J 11 

5 Bod~, Norm und Demokratie) \Xieibblick, Heft 23/0kL 1995. $.19 ff. sowie Bode, Dcmokr;u:everst .... ndnis 
und Entschcidungsfindung von Frauen, Strett 1996, S.9-14; Bode ist Mitglied der Arbeitsgruppe femini­
stische Rechmheone des Feministischen Rechtsinstituts. 

6 Gerhard, Burgcrliches Recht und l\uriarchat, in: Gerhard/jJnseniMaihoferlSchmidJSchuhz (Hrsg.), Dif­
ferenz und Gleichheit. Menschenrechte haben (k)ein Geschlecht, 1990, S. 188 H. 
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Neusüß, wenn sie zugunsten sozialstaatlicher Leistungen anführen, daß gerade deren 
»Unpersönlichkeit« und "FormaJisierung« es den Frauen ermögliche, einen Schritt 
aus der persönlichen Abhängigkeit vom Mann und seinen Unterhaltsleistungen 
herauszukommen'. 

1.2. Der Gleichbehandlungsgrundsatz in der Rechtsp)'axis 

Diese Denkrichtung verweist zu ihrer Bestätigung auf eine ganze Reihe unbestritte­
ner Erfolge. Daß staatliche Entscheidungsstrukturen und -ergebnisse patriarchalen 
Charakter haben könnten, drängt sich jedenfalls heutzutage nicht mehr auf den ersten 
Blick auf. Abstrakte, geschlechtsneutral formulierte Regelungen erfassen formal so­
wohl Männer als auch Frauen. Frauen dürfen wählen und sich in Vereinen, Gewerk­
schaften und Parteien organisieren, alles Rechte, die Anfang des Jahrhunderts noch 
hart umkämpft waren'. 
Und die Rechtsenrwicklung der letzten Jahrzehnte weist weit über den Grundsatz 
formaler Gleichbehandlung hinaus. Das Verbot »mittelbarer Diskriminierung«, das 
in der Bundesrepublik nicht zuletzt auch von feministischen Juristinnen entwickelt 
wurde, verlangt, Gleichberechtigung nicht nur formal zu sehen, sondern die konkrete 
Lebensrealität der Geschlechter zu berücksichtigen. Dieses Verbot ist geradezu als 
systemsprengend angesehen worden: "Im überkommenen [ArbeitsJRechtssystem 
würde kaum mehr ein Stein auf dem anderen bleiben, wollte man nach denselben 
Grundsätzen wie bei der unmittelbaren Diskriminierung verfahren"" Es könnte sich 
insofern lohnen, auf diesem Wege rechtsdogmatisch weiterzudenken. Weiterenrwick­
lungen des Konzepts zeigen zum Beispiel, daß Gleichberechtigung hier nicht not­
wendigerweise eine Angleichung an die Lebensweise des Mannes voraussetzen muß 
oder lediglich bedeutet, wie frau zunächst vermuten könnte, daß die Mutter und 
Hausfrau unter Fortschreibung geschlechtsspezifischer Arbeitsteilung gleichbehan­
delt werden muß. Denn von der Meinung, Art. 3 Abs. 2 GG richte sich nicht gegen die 
gesellschaftlichen Wirkungen der Geschlechterdifferenz<O, ist selbst das Bundesver­
fassungsgericht abgekommen. Es meint heute: >,Art.3 zielt auf Angleichung der 
Lebensverhältrusse ... Überkommene Rollenverteilungen ... dürfen durch staatliche 
Maßnahmen nicht verfestigt werden.«" 
Bei allen Schwierigkeiten der praktischen Umsetzung sowie zahlreicher offener 
rechtsdogmatischer Fragen, zum Beispiel zur sachlichen Rechtfertigung mittelbarer 
Diskriminierung", hat die feministische Rechtstheorie hier weit mehr als bloße 
Spuren in der Rechtspraxis hint.erlassen. Feministische Rechtspolitik und -dogmatik 
scheint ein so selbstverständlicher Teil der Rechtsentwicklung geworden zu sein, daß 

7 Mädje/Nt'usüß, Frauen in der $ozi.llpolitik- und Armuts fo!"schung. in: KulawikJSaucr (Hrsg.) 1996 
(Fn.2), S. 206 ff.; auch Mtytr, Ober das schwierige aber notwendige VerhJhnis von feminismu s und 
Demokratie, in: BlCsreriGeißel/Llng/SaueriSchäfrerlYoung (Hrsg.) 1991 (Fn. 2), S. 68. 

8 Zur Enrwicklung siehe zum Beispiel Raaseh, Rechtsweg ausgcschlos~e n? Laß( SICh du:: Befreiung der Prau 
durch Gc.~ ctzc erstreiten?, Jahrbuch für Sozialokonomie und Gcsellschafrstheonc [989, 5. 38 L 
Däublcf, Das Arbcitsrt:cht 1, ~. Aufl. 1988,5.615; zu Begriff und Kon~ept Pfarrlßertelsmann, Diskrimi­
nierung im Erwerbsleben, [989, 5. 115 ff.; z.ur Herkunfr aus dem anglo-ameri k:mis:chen Recht gegen 
Rassendiskriminierung Bieback, Die mittelbare Diskri.mi.nierung wegen des Geschlechts. Ihre Rechts­
grundbgen im EU-Recht und ihre Auswirkungen auf da...(j: SOliairecht der Mitgliedsstaaten, J997, 5. 20 (f. 

[0 So no.:h BVerfG 18. [1.53, BVcrfGE}, 115 (5.241). 
r 1 BVcrfG 18.1.91, BVerfGE 85, [91 (S.107); siehe BVerfG 17. 11.91, BVcrfGE 87,5.234 sowie BVerfG 

16.1 I. 1993, BVerfGE89, 276; zur [nterprctarion des Verbots der »mittelbareil Diskriminierung" als 
Gewährleistung unterschiedlicher .. Optionen« der Lebensgesraltung "iehl' Bicback 1997 (Fn. 9),5'39 H. 

11 Siehe zum Beispiel ßicback 1997 (Pn. 9), 5. 95 H. 

https://doi.org/10.5771/0023-4834-1999-2-182
Generiert durch IP '3.135.192.76', am 07.09.2024, 05:28:25.

Das Erstellen und Weitergeben von Kopien dieses PDFs ist nicht zulässig.

https://doi.org/10.5771/0023-4834-1999-2-182


sie von Jürgen Habermas zusammen mit dem Arbeits- und dem Verbraucherschutz­

recht als ein weiteres Beispiel für die Weiterentwicklung des modernen Rechts vom 
liberalen über das sozialstaatliche zu einem neuen »reflexiven« Paradigma genannt 
worden ist/}. 

1.3. Veränderung des Geschlechterverhältnisses als Macht/rage 

Sowohl diese Entwicklungen wie die Schwierigkeiten bei der praktischen Durch­
setzung unterstützen die Einschätzung, die Gleichberechtigung der Geschlechter 

stelle "nur« eine Frage politischer Macht dar. Nachdem der Anspnlch auf Gleich­
behandlung als Rechtssatz durchgesetzt ist, sehen es die Autorinnen, die auf die 

Eignung des Gleichbehandlungskonzeptes setzen, in erster Linie als ein Umsetzungs­
defizit an, wenn die gesellschaftliche Realität dem Gleichbehandlungsgebot wider­

spricht. So erklärt es Ute Gerhard in erster Linie mit den gesellschaftlichen Verhält­
nissen, daß trOtz Durchsetzung und Geltung des rechtlichen Gleichbehandlungsge­
bots das Leben der meisten Frauen auch heute noch durch die Zuweisungen 

geschlechtsspe7.ifischer Arbeitsteilung bestimmt wird: »Gegen die Verwirklichung 
der Gleichberechtigung stehen Gewohnheiten und die Macht des Faktischen.«" 
Wer in dieser Weise auf die Verwirklichung von Gleichberechtigung mit Hilfe 

rechtlicher Regelungen setzt, muß darauf achten, daß Frauen in staatlichen Entschei­

dungsorganen repräsentiert und vertreten s.ind. Entsprechend fragen die hier zu 
nennenden AutorInnen weniger danach, was der Staat darstelle, sondern, in wessen 
Hand er [zur Zeit] sei. Frauen müßten auch als Akteurinnen in staatlichen Strukturen 

gesehen werden". In den Worten von Jürgen Habermas: Die Verwirklichung von 
Gleichberechtigung setze "die Aktivierung der staatsbürgerlichen Autonomie. der 
Frauen voraus. Ocr Tatsache, daß gesellschaftliche Strukturen und öffentliche Kom­
munikation in der Realität durch Männer bestimmt sind, könne dadurch Rechnung 
getragen werden, daß »die Stellung der Frauen in der politischen Öffentlichkeit 
[ge]stärkt und ihre Teilnahme an den politischen Kommunikationen [ge]fördert« 
werde· G

, 

Auch Politikwissenschaftlerinnen wie Eva Kreisky sehen zumindest keine prinzi­

piellen Hindernisse für Frauen, zu Entscheidungspositionen Zugang zu erhalten, und 
betrachten die Strukturen als zunächst offen für die Aufnahme von Frauen und 
Fraueninteressen. Die Unterrepräsentation von Frauen in staatlichen Entschcidungs­
stnlkturen wird von Kreisky vor allem damit begründet, daß die formal geltenden 

Regeln öffentlicher Kommunikation in der Wirklichkeit mangelhaft umgesetzt wür­
den. Frauen würden aus der Politik und staatlichen Entscheidungsstnlkturen und 

-prozessen unter anderem durch »das äu.ßerst vielfältige und vitale Berufsumfeld 
extremer Männerbünde« herausgehalten". Diese Kritik an den »Männerbünden« 
richtet sich letztlich nicht gegen die formellen Strukturen, sondern gegen die infor­
mellen Verbindungen, die sich Männer unterhalb der auch für Frauen offenen Ebenen 

geschaffen hätten. 

13 Habcnnas, Fölktizir:l.[ und GellUng, 1. Aufl . '992, S. 506 H. 
14 Gcrha,rd, Gleichheir ohne Anglcichung: Frauen im Recht, 1990, S. lOS; ahnlieh MacKinnon. Toward a 

Feminis[ Theory <If [he Stue. J991, S.1)7H. 
r S Sauer, WOlS heißt und zu welchem Zweek partiz.ipieren wir, in: Bil'ster/} lolland-Cun'lISaucr (Hrsg,), 1994 

(hu), s. 99 rf. 
16 1I.benms 1992 (Fn. I)), S. 51) rr. 
q Kn:i!tky, Der Staat a~s Mannerbund, in: Biescer/ Geißel/ LangiSauerl SchaftcrlYoung (Hrsß.) 1991 (Fn.1). 

S. 5 J H.; auch zilien bei Sauer 1994 (Fn. 15), S. r 14. 
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r86 Hier wird deutlich, welch Lentrale Bedeutung Gleichstellungsregelungen, insbeson­
dere Quotierungsforderungen, im Rahmen eines solchen Ansatus haben, und wie 
wichtig es für diese AUtOrinnen ist, daß der Weg zu Frauenförderung durch Be­
vorwgungsregelungen seit der Entscheidung des EuGH vom November 1997 wieder 
der politischen Auseinandersetwng geöffnet ist" . 

2. Die grundsätzliche Kritik am patriarchalen Charakter von Recht und Staat 

Im GegensatL dazu sind andere AUtOrinnen der Meinung, daß einer Veränderung des 
Geschlechterverhälmisses über Recht, abgesehen von der Frage politi scher Macht, 
grundsätzliche Hindernisse entgegenstehen, die mit dem patriarchalen Charakter des 
Staates LU tun hätten. 

2. r. Zum Geschlechterbezug der Trennung von Staat und Gesellschaft 

Der 13. Band der »beiträge zur feministischen theorie und praxis« , der 1985 unter dem 
Titel _unser staat?" erschien, wurde eingeleitet durch lrmgard Schull2., die anhand 
einer histOrischen Argumentation den prinLipielien Ausschluß vo n Frauen aus dem 
modernen Staat zu begründen sucht'9. SchultL stellt eine Verbindung her zwischen 
der Entstehung des modernen Staates und den Hexenproussen, die in derselben 
historischen Epoche stattfanden. Jean Bodin, der wichtigste Theoretiker der Staats­
rechtslehre im 16.Jahrhunden, und Benedict Carpzov, der als Begründer der deut­
schen Strafrechtswissenschaft gilt, seien beide erbillerte Hexenverfolger und Hexen­
jäger gewesen. Diese dunkle Seite dieser Theoretiker habe keineswegs in Gegensatz 
zu ihren modernen Ideen ges tanden. Auch bei den Hexenprozessen selbst habe es sich 
keineswegs um »Spuk" und. Wahn« gehandelt, um Reste des Mittelalters in der 
Neuzeit, denen durch die Aufklärung, die Diskussion über das Naturrecht, die 
Durchsetzung der Vernunft und die Entdeckung der Menschenv.>Ürde ein Ende 
gesetzt worden sei. Denn die moderne Rechtswissenschaft als Wissenschaft habe 
sich gerade erst anhand der Hexenprozesse herausgebildet und etabliert. Hier sei die 
Monopolisierung des Rechtes durch den Staat und die Heraus bildung eines PoJiLei­
und Staatsapparates durchgesetzt worden. Mit ihrer Hilfe seien zugunsten des staat­
lichen Gewaltmonopols gesellschaftliche Mechanismen der Konfliktregelung be­
kämpft und vernichtet worden. In den Hexenprozessen fänden wir deshalb nicht 
zufällig in rudimentärer Form bereits alle Kennzeichen des modernen Rechts, insbe­
sondere dessen Abstraktion und Begrifflichkeit'°. 
Diese Argumentation ist in neuerer Zeit von der Rechtsanwältin Barbara Degen 
wieder aufgenommen worden und hat insofern aktuellen Einfluß. Degen versucht mit 
ihrer Hilfe w begründen, inwiefern Frauen sich in Rechtsfragen entweder an männ-

[8 EuGH r I. I 1·97. EuZW [997. S. 757. Vgl. daz.u Kodre in KJ 3/98. Zur politischen Auscin:lnderscuung um 
die Auslegung des Art.} Abs.l Salz 1 GG siehe LimbachiEcken1..-Höfcr (Hrsg.), Frauenrechte im 
Grundgesetz. des geeinten DCUlschland, I993. 

[9 Schult;.·--, Ubcrlegungcn zu einer fcmini s[i schcn Staatstheorie anhand von Jean ßodin (rp.9-1j96), in: 
beirrage zu"r femtnisti scnen theocie und pr.lXis t 3 (198 S), S. 9 H . 

.2.0 Zum gan7.en SChUItZ.(1985} (Fn. 19), S. 9 H.; Degcn, Junitias mißratene Tocher - Feministische Ans;Hze in 
der Rechtswisseruchaft, Streit 199), S. 4) H.; Degen, Im Kemland der Hexenprozesse, Weibbl:ck 23/ 
OkL95,5·9ff. 
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lichen Normen orientierten oder dieser Rechtsordnung prinzipiell fremd gegenüber­
srunden 21

• 

Die historisch orientierte feministische Theorie hat demgegenüber einen differen­
zierteren Ansatz verfolgt, um das Konzept der Abstraktion des Rechts von konkreten 
Lebensverhältnissen in Hinblick auf das Geschlechterverhältnis zu analysieren. In 
den Mittelpunkt stellte sie die Frage, inwieweit mit der modernen Trennung von Staat 
und Gesellschaft ein besrimmtes Konzept der Geschlechterdifferenz und Arbeits­
teilung zwischen den Geschlechtern notwendig verbunden ist. Diese Verbindung 
wird unter anderem darin gesehen, daß Produktions- und Reproduktionsbereich 
als Strukturkomponente der modernen Lebensweise voneinander getrennt seien". 
Sowohl die kapitalistische WirtSchaft wie die Familie stünden im Staatskonzept 
als "private« Bereiche zunächst außerhalb des Einflußbereichs staatlicher Regulie­
rung:t~. 

Wie über diese Strukturen der Ausschluß von Frauen organisiert wird, ist vor al1em 
anhand einer Kritik des Modells des autonomen Staatsbürgers dargestellt worden. 
Unter Bezugnahme unter anderem auf Hobbes, Locke und Kant haben zahlreiche 
Autorinnen den männlich gedachten und konzipierten autonomen Staatsbürger, der 
auch die Familie nach außen repräsentiert, als Grundeinheit des Staates kritisch 
beschrieben. Vor diesem Hintergrund sei es keineswegs inkonsequent gewesen, 
wenn die Naturrechtstheorie Frauen nicht als Partnerinnen des Gesellschaftsvertrags 
vorsah. Sie seien als eigenständige Subjekte nicht vorgekommen, da sie als über das 
Konstrukt Ehe an einen Mann angebunden und insofern als dem öffentlichen, staats­
bezogenen Bereich nicht angehörend gesehen worden seien". 

2.2. Der kühle Raum der Öffentlichkeit und das Geschlechterverhältnis 

Eine wichtige Rolle in diesen Analysen des Verhältnisses von Staat und Gesellschaft 
spielt das Medium "Öffentlichkeit«, das in demokratischen Konzepten eine Anbin­
dung staatlicher Entscheidung an die Staatsbürger und über diese eine Verbindung zu 
deren »privaten« gesellschaftlichen Verhältnissen gewährleistet. Feministische Kriti­
kel~nnen haben sich dabei unter anderem an seiner Beschreibung durch Jürgen 
Habermas orientiert. Der Bereich .Öffentlichkeit« sei darin zum einen in Gegensatz 
zum Bereich des "Privaten« festgelegt, zum anderen insofern auf den Staat bezogen, 
als gesellschaftliche Auseinandersetzungen der Vorbereitung der staatlichen Willens­
bildung in Form von Gesetzgebung dienten". 

11 Degen,Justitias mißratene Tocher - Feministische Ansärlc in der Rechtswissenschaft, Strelt '993, S. 43 (f. 
(5·47)· 

22. Lang. Oflcmlichkcit und Gc~chlechtervcrhaltnis, in: Kreisky/Sauer (Hrsg.) r 995 (Fn.2), S. 94; Raasch 
1989 (Fn. 8), S. )6. 

23 Siehe i_nsbesondere Lang, Politische Öffentlichkeit und Demokr.uic, in: Biester/Hollalld-Cunz/Saucr 
(Hrsg.) 1994 (Fn_ .!). S_ 209 H. sowie Lmg 1995 (Pn_ 22), S_ 95 ff. 

24 Gerhard 1990 (Fn. 6), 5.188 ff.; Lang 1994 (Fn. 23), S. 2.04 H.; Hansen, EgaJiut und Androz.emrismus. m: 
Biester/Holland-Cunz/Sauer (Hrsg.) 1994 (Fn.2), S. '46 ff. (vor ;l ll tm 'tU Locke); Braun/Diekm;1nn, 
Individuelle und generalive Reproduktion in den politischc:n Philosophien von Hobbcs, Locke und 
Kam, in: BiE'~te:/Ht)\land-CundS:wc r (Hrsg. ) 1994 (Fn. 2.), S. 175 ff. Siehe auch Appell, St:\atsburgerin 
und Gesell"c!lahsvcrrrag. Argument 2.10/1995. S. 548; P:w.::man, Feminismus u.nd Ehcvenr,l.g, in: Nagl­
DoccK.:l.I!Pauer-Studer (Hrsg), Politische Theorie - Differenz und Lebensqu:l.lir:H, T996, S. 174 H. 

25 Da~KwcilcrlHol1and-Cunz} Strukturwandel feministischer Öffentlichkeit. beitrage ZU_f femini stischen 
theorie und praxis 30/}1 (1991). S. [05 H.; H:l.lISCn, Überlegungen zum gcschl tthtsspczifischcn Struk­
rurwandel der Offenrlichkeit, in: Gerhard/Jansen/MaihoferlSchntid/Schultz [990 (Fn, l4), 5.2.68 ff. Auch 
Lang 1994 (Fn. 2.3) und 1995 (fon. 2.2.) bezit.:ht ~ich k:·iti!-ich \'or allem auf Arendt unJ H:tbcrmas und dncn 
Ycrslandtli!-i der Offentlichkcit als des poliuschcn, gesellschaftlichen Raumes. Siehe auch BenhaLibl 
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Unter den Kritikerinnen, die versucht haben zu zeigen, inwiefern die Geschlechter­
differenz in diesen Konzepten enthalten ist, sei hier Andrea Maihofer hervorgehoben. 
Nach ihrer Analyse gehört zum modernen Staats-, Bürgcr- und Demokratieverständ­
nis die Konstruktion zweier polarisierter Geschlechtscharaktere. Auf der einen Seite 
stehe das »Subjekt Mann«, der autonome, lediglich seiner Gewissensfreiheit unter­
worfene Wähler und Staatsbürger, der unabhängig von persönlichen, "privaten« 
Interessen und Bindungen verhandele und entscheide, bzw. das autonome Rechts­
subjekt, das seine Beziehungen über rechtliche, von gesellschaftlichen Bedingungen 
abstrahierende Strukturen regele. Auf der anderen Seite stehe die von ihrem Ge­
schlecht und ihrem Körper, der Natur, abhängige Frau'" Der männliche Geschlechts­
charakter bestimme sich so immer in Abgrenzung zum weiblichen Charakter der 
Beziehungsorientiertheit, Emotionalität und Körperbezogenheit. 

2.J Praktische Konsequenzen des Geschlechterbezugs des Staates 

2. J. I. Durchsetzung des Geschlechterverhältnisses durch staatliches Recht 

Daß diese Strukturen auch historisch und praktisch Frauen aus der staatlichen 
Entscheidungsfindung ausgeschlossen hätten, ist für Maihofer die Erklärung dafür, 
wie es kommen konnte, daß die Theoretiker und Praktiker der Französischen 
Revolution keineswegs Frauen mitmeinten, wenn sie sich auf den formal universalen 
Gleichbehandlungsgrundsatz bezogen. Die politischen Frauenclubs wurden 1793 

geschlossen; 1795 wurde Frauen die Teilnahme an jeglicher politischen Versammlung 
verboten, und im Jahre 1800 wurde ihnen auch das 1i-agen der Kokarde, des Symbols 
der revolutionären Bürgergesinnung, untersagt, bevor mann sie explizit vom Wahl­
recht ausnahm. Olympe de Gouges, die in Parallelität zur Erklärung der Rechte der 
Männermenschen eine "Erklärung der Rechte der Frau und Bürgerin« entworfen 
hatte, wurde später guillotiniert'7 
Anders als Ute Gerhard, die vor allem die strategisch positiven Aspekte der recht­
lichen Verankerung des universalen Gleichbehandlungsgrundsatzes sieht, lenkt diese 
prinzipielle Kritik das Augenmerk auch auf die Rolle, die der Staat bei der Aus­
gestaltung des modernen Geschlechterverhältnisses spielte und spielt. Staatsbürger­
konzept und Ehekonzept bildeten zwei Seiten derselben Medaille. Indem die Aus­
gestaltung des Geschlechterverhältnisses keineswegs unbeeinflußtel' gesellschaftli­
cher Entwicklung überlassen, sondern mit Hilfe des Eherechts staatlich geformt 
worden sei, sei das Recht wesentlich daran beteiligt gewesen, die ökonomische 
Abhängigkeit der Frau vom Mann durchzusetzen's. Bezeichnenderweise habe sich 

Cornell, Inuoducrioll, in: dies. (Hr~g.), Feminism as Critique: Essays on ehe Polirics of Gender in Late­
Capitalis[ S()cictics, 1987. S. 5 H.; ei ne kritische Analyse von Habermas< Konzepten findet sich auch bei 
Young. Impartiality and the Civic Public, in: Bcnhabib/Corncll (Hrsg.), r987 (cbd.), S. 67 H. 

26 Ausfuhrlieh Maihoft.' f, Geschlecht :tJs Exisrellzwcise. MdChl, Moral, Recht und Geschlechterdiffe­
renz, 1995, S. I09 ff.; siehe au c.h ScilUitz 1985 (Fn.19), S.16 und Benhabib/Corncll1987 (Pli. 25), 
S. loff. fur die feministische Kritik; :tu den entsprechenden KOllzepten bei Hobbes und Locke: Hansen 
1994 (Fn. 24), S. 146 H. sowie Lang 1994 (Fn. 23), S. 204 H.; Schaeffer-tlq?;ei, Saulen des Patriarchats. Zur 
Kritik parriarchaler Konzepte von Wlsscnsch:l fc - Weiblichkeit - ScxuaJiüc und Macht, 1996, S. 196 ff.; 
Rumpf, S"mgewal[, N,,,onalismus und Krieg, in: Kreisky/Saucr (Hrsg.) 1995 (Fn. 2), S. 22) ff. 

27 Maihofer, Gleichheit nur fur Gleiche?, in: Gcrhanl/Jansen/MaihoferiSchmid/Schuitz (Hrsg.) [990 
(Fn. '4), S. ) 51 H.; Appe![ 1995 (Fn. '4), S. HO; SdJaeffcr-Hegell996 (Fn. 26), S. 127. Vgl. aucb Gerlurd, 
Menschenrechte auch für Frauen. Der Entwurf- der Olympe de (;Iluges, KJ 1987, S. 127-J44 mir der 
Erklarung im Anhang S. 145 H. 

28 So auch Voegeli, Funkrionswandel des Seheidungsrechts, KJ 1982, S. ')2-155. 
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das Familienrecht des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) nicht gemäß der sonstigen 
Tendenz des modernen Zivilrechts »vom Ständerecht zum Vertrag«" entwickelt. 
Denn anders als noch im Preußischen Allgemeinen Landrecht sei die Ehe im 19.Jahr­
hundert zunehmend nicht mehr als Vertrag zwischen den Eheleuten begriffen, son­
dern als Institut.ion konzipiert worden)o. (Übrigens wurde dies auch damals schon als 
ein Angriff auf Fraueninteressen angesehen, wie die Tatsache zeigt, daß in der Zeit der 
Verabschiedung des BGB gerade die Frauenbewegung noch auf der Vertragskon­
struktion best.and. So verteilte der Bund deutscher Frauenvereine um und nach 1900 
Flugblätter mit Musterverträgen zur Vereinbarung der Gütertrennung))'. 
Gegen die These, das staatliche Recht trage eine Mitverantwortung für die Aus­
gestaltung des gesellschaftlichen Geschlechterverhältnisses, mag eingewandt werden, 
daß die Bedeutung der Institution Ehe abgenommen hat" und insofern die unglei­
chen gesellschaftlichen Strukturen des Geschlechterverhältnisses nicht mehr so aus­
drücklich durch und im Recht verfestigt werden. Andererseits gibt es neuere 
Untersuchungen zum Geschlechterbezug des Sozialstaats, die nahelegen, daß der 
Sozialst.aat es zum Teil übernommen haben könnte, die geschlechtsspezifisehe Ar­
beitsteilung zu unterstützen und zu reproduzieren. Darauf deutet jedenfalls die 
Struktur dieser Leistungen hin, insbesondere ihre Erwerbsarbeits- und Familien­
bezogenheitH 

2.J.2. Frauen im kühlen Raum der Öffentlichkeit 

Nichtsdestotrotz haben sich die erwähnten Regelungen fraglos mit der gesell­
schaftlichen Situation und politischer Macht verändert. Dies könnte als ein Argu­
ment dafür verwandt werden, daß möglicherweise nichts prinzipiell dagegen 
spricht, daß der Staat bei einer stärkeren Repräsentation von Frauen und Frauen­
interessen diese Aufgaben einer Zementierung des Geschlechterverhältnisses abge­
ben könnte. 
Den erwähnten grundsätzlichen Analysen zufolge muß sich die geschlechtsspezifi­
sche Konzeption von Staat und ÖHendichkeit allerdings in praktischem rechtsbe­
zogenem Handeln notwendig zu Lasten einer Beteiligung von »Frauen« auswirken. 
So hat Barbara Holland-Cunz dargestellt, daß die Zuweisung von Orten der Öffent­
lichkeit an den autonomen Staatsbürger und dessen Zuweisung wiederum an das 
männliche Geschlecht bedeute, daß ein Handeln im Bereich der »Öffentlichkeit« den 
männlichen, körper- und beziehungs losen Geschlechtscharakter erfordere. So stelle 
sich der »durch Rituale, Rollen und Grenzen kühl strukturierte Raum« der Öffent­
lichkeit als patriarchal dar: »Binnenstrukturen des öffentLichen Ortes signalisieren: 
Die hier Sprechenden und Handelnden sind sozial-männlichen Geschlechts, ihre 

29 Degen 1995 (Fn. 20) zitien hierzu \Villiam Seagle. 
)0 Gerhard 1990 (Fn. 6), S. 197 H.; Berncikc, Die Frauenfrage ist Rechtsfrage, 1995, S. 60; zu Fichtes Kon­

zepte in,sofcr=' SchacHer-I lege] 1996 (Fn. 26), S. 157 ff.; zur Entwicklung auch Böttger, Das Rechr auf 
Glc:l:hhcil und Differenz. Eli!'iabeth SeI ben und der Kampf der Frauen um Art. 3 Abs.2 Grundge­
setz, 1990, S. 34 H. 

)1 Berneike 1995 (Fn. jO), S.64. 
32 Voegeli 1982 (Pn. 2B). 
33 Gcrhard. Sozialstaat auf Kosten von Frauen. in: Gerhard/SchwarzerlSlupik (l-frsg.). WeinheimIBa­

sel 1988, S. JJ H.; S. 24 f. Bieback 1997 (Fn.9), S. 11.3 H. und S. 229 H. Eine 3hnlidlc Rolle konnte auch 
das Steuerrecht spielen; siehe dazu Menncl, Frauen, Steuern, Staats:l.Usgaben in: Gerhard/Schwarzerl 
Slupik (Hrsg.) 1988 (ebd.), S. 79 ff. und Schwan, Milchmadchens Rache, 1996. 
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Sprache ist sach- und nicht personenbezogen, ihre Weise des Verstehens ist nicht­
empathisch.«H 
Inwieweit die hiermit beschriebene Differenz zweier Geschlechtercharaktere tat­
sächlich empirisch beobachtbar ist und einen geeigneten Bezugspunkt für feminisri­
sehe Politik darstellt, ist zwischen Differenz- und Gleichheitstheorie heftig umstrit­
ten. Insbesondere postmoderne Theoretikerinnen wie Judith Butler bestehen darauf, 
daß die Geschlechterdifferenz in all ihren Aspekten ein soziales Konstrukt sei, das die 
Wirklichkeit von einzelnen konkreten "Frauen« und " Männern« nicht annähernd 
vollständig wiedergebe"- Dem hält wiederum Andrea Maihofer entgegen, daß die 
gesellschaftlichen Zuschreibungen von Eigenschaften trotzdem dadurch eine Realität 
erhalten, daß alle Menschen gesellschaftlich einem von zwei Geschlechtern zuge­
ordnet werden sowie dazu veranlaßt werden, sich ständig in jeder Handlung wieder 
zuzuordnen. Sie beschreibt das Geschlecht deshalb nicht als Eigenschaft, sondern als 
eine »Existcnzweise«J6, 
Diese Beschreibung der Beziehung zwischen idealtypischen Geschlechtscharakteren 
und empirischen Frauen und Männern vermag meiner Meinung nach angemessen zu 
erklären, wie die aufgezeigten strukturellen Kontinuitäten die historischen Fort­
schrille unter dem Gleichbehandlungsgrundsatz überdauern konnten. So kann Mai­
hafer erklären, wie Staat und Öffentlichkeit männliche Institutionen bleiben kön­
nen, selbst wenn sie von Frauen besetzt sind. Die Zuweisung des Raums der 
Öffentlichkeit an das sozial-männliche Geschlecht bedeute für Frauen eben, daß 
sie hier nicht .als Frauen« teilnehmen. Wollen sie in der gesellschaftlichen, staats­
bezogenen Öffentlichkeit agieren, müßten sie dies unter Absehung ihres »weibli­
chen« Geschlechtscharakters tun und sich »männlich« verhalten". Oder, wie sogar 
Sauer formuliert: .Zwischen der Rekrutierung von Frauen in Staarsbürokratien und 
einem ,frauenlreundlichen Staat. (gibt es] keinen automatischen Zusammenhang« -
»ein Staat kann also maskulinistisch sei, ... ohne im eigentlichen Wortsinne >bemanm< 
zu sein«J8. 

3. Konsequenzen der grundsätzlichen Kritik für feministisches Handeln in 
staatlichen Stl'Ukturen 

Wenn man/frau akzeptiert, daß die Geschlechterdifferenz in dieser Weise in den 
modernen staatlichen Strukturen eingeschrieben ist, stellt sich die Frage, ob staat­
liches Recht überhaupt im Interesse einer Veränderung des Geschlechterverhältrusses 
genutzt werden kann. Feministische Autorinnen haben sie ganz unterschiedlich 
beantwortet; am deutlichsten und pointiertesten ist die Frage vOn einigen Autorinnen 
aus dem Umfeld der sogenannten Differenztheorie verneint worden. 

H Holland~Cuo2., Öffcndichkeit und Intimita1 , in: Biestcr/Holland-CunzlSauer (Hrsg.) t99.; (Fn.l). 
$. '35 H. 

35 Insbesondere Butler, Das Unbehagen der Geschlechter, '99 r. 
)6 M,ihof" '995 CFn. ,6). 
j7 \bihofe, '995 Cfn. ,6). 
38 Sauer 1997 (Fn . 3), S. 136. 
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J.I. Weibliche Entscheidungsfind~mg: »Die andere Stimme« 

Sie beschränken sich nicht darauf, die patriarchalen Verhältnisse zu kritisieren, son­
dern beziehen sich auch positiv auf ein »weibliches« Rechts- und Demokratiever­
ständnis . So stellt GilliganJ' die (männliche) Moral der Rechte, welche »natürliche 
Bindungen« zugunsten individueller Ansprüche auflöse, in einen Gegensatz zu einer 
(weiblichen) Moral der Verantwortung (»Care«), die Einzelansprüche zu einem Netz 
von Beziehungen vernebe und die Unterscheidung zwischen dem Selbst und dem 
Anderen durch den Hinweis auf Interdependenz vernische. Gilligan wünscht sich, 
die »weibliche Ethik« möge nicht im privaten Raum der Frauen verbleiben, sondern 
einen eigenen Platz im öffentlichen Raum beziehen. 
In bezug auf Entscheidungsprozesse und demokratische Regeln ist ein Differenz­
modell im deutschen Raum neuerdings vor allem beim Feministischen Rechtsinstitut 
vertreten und von Malin Bode formuliert worden. »Unser« (das weibliche) Demo­
kratieverständnis zeichne sich durch eine ständige Suche nach dem Gemeinsamen 
stat! dem Trennenden und Beziehungsorientiertheit aus. Bode betont vor allem die 
Prozeßhaftigkeit der, wie sie es nennt, »Entscheidungsfindung von Frauen«: »Die 
informellen Regeln verlieren sofort an Wert, wenn sie benannt werden.«<o 

J.2. Demokratietheoretische Kritik 

Kritik an diesem Differenzansatz kommt außer von der Seite der universaljstischen 
Gleichheitstheorie" aus zwei fuchtungen: Zum einen werden die »weiblichen« 
Entscheidungsmechanismen demokratietheoretisch hinterfragt, zum anderen wird 
der inhärente »Essentialismus«, die positive Bezugnahme auf »weibliche« Eigen­
schaften der Frauen kritisiert. 
Aus demokratietheoretischer Sicht meint zum Beispiel Barbara Holland-Cunz, die 
weibliche Ethik des »Care«, der Sorge für andere, erhalte einen unterdrückenden 
Cl"larakter, wenn sie aus ihrem Zusammenhang gerissen werde. "Weibliche« Verhal­
tensweisen könnten nicht als solche in den »männlichen« öffentlichen Raum eirige­
bracht werden. "Private Tugenden« würden im Öffentlichen ihren (ansonsten positiv 
zu bewertenden) Charakter verlieren und Herrschaft an Stelle von Bindung erzeugen. 
»Beziehungsorientierung« und die ständige Betonung des Gemeinsamen statt des 
Trennenden könnten dazu führen, daß Differenzen, Hierarchien, aber auch Stärken 
und Schwächen einzelner Frauen nicht sichtbar und bewußt würden, während sich 
unter der Hand Hierarchien durchsetzten und einzelnen Frauen Verantwortung 
zugeschoben oder vOn diesen ergriffen würde". 
Anne PhilJips kommt zu ähnlichen Ergebnissen, wo sie Entscheidungsprozesse in der 
»Frauen- und Alternativbewegung« beschreibt. Der informelle Stil baue vOr allem auf 
persönliche und freundschaftliche Kontakte. Dies könne es schwer machen, verschie­
dener Meinung zu sein, weil dann häufig gleich auch persönliche Kontakte und 
emotionale Beziehungen auf dem Spiel stünden'J. 

39 GiJligan, Die andere Srimme. LcbcnskonRikrc und Moral der Frau, 1984, S. ,63; vgl . auch die Besprc~hung 
von Maihofer. Ans.1tze zur Kritik des moralischen Universalismus. ZU.r morahheorctiscben Diskussion 
um Gilligtlns Thesen zu einer "veibli~'_hen( MoraIauffassung, feministiscbe Studien tl J 98&, s, J 2, ff. 

40 Bode '99S (Fn. S), S. '9 fi.; Bode '996 (rn. S), S. 9 ff. 
4' VgJ. oben bei Fn. 6 f. 
42 Ho:J:md-Cun1. 1994 (Fn. 34), S. 2,J9. Siehe auch schon Dackweiler/Holland~Cunz 199 [ (Fn. 2,S), S. 111 . 

4J Phillips, Geschlecht und Demokratie, 199~, S. 110f(, unter Hinwcis auf Mansbridge, die hicrfur den 
Begriff der l.Grenzen der Freundschaft,. geprägt b:lbej siehe duu auch Nagl-Docekal, G leiehbeh;lOdlucg 
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Was mit dieser Kritik gemeint ist und inwiefern solche Prozesse im Grunde genom­
men nur unter »Freundinnen« funktionieren, wird gerade bei Bodes Beschreibu.ngen 
des »weiblichen« Demokratievers tänclnisses deutlich. Denn das wortlose Verstehen 
unter Frauen, das sie beobachtet haben will, gibt es nicht schon qua Geschlecht. 
Entweder ist über Jahre hinweg eine gemeinsame Verständigungsbasis gewachsen und 
in vielen Konflikten erarbeitet worden, oder die Affinität ergibt sich aus einer über 
Generationen in bestimmten sozialen Zusammenhängen entstandenen Einheitlich­
keit im Verhalten oder Habitus". 
Das »wortlose Verstehen« erinnert sogar an Kreiskys Beschreibung der Männer­
bünde im politisch-öffentlichen Raum, die durch nicht benannte und nach außen 
nicht transparente informelle Regeln den Ausschluß unter anderem von Frauen 
organisierten". Entsprechend könnten auch innerhalb der Frauenbewegung über 
die Formel .Eine Frau ist eine Frau « Ausschlußpraktiken gegenüber Frauen funk­
tionieren, die nicht der Dominanzkultur zugehören". Spätestens seit den D ebatten 
über Rassismus und Differenz unter Frauen, wie sie innerhalb der Frauenbewegung 
geführt worden sind, kann nicht mehr einfach von .wi r« und »unseren« Verhaltens­
weisen geredet werden, ohne daß deutlich gemacht wird, ""er mit »wir« gemeint und 
wer davon ausgeschlossen ist. 

).) . Kritik an Essentialismus und Universalismus 

Zu ähnlichen Ergebnissen kommen postmoderne Theoretikerinnen wieJudith Butler 
und Drucilla Cornell über eine Kritik am »Essentialismus« des Geschlechterver­
ständnisses der Differenztheorecikerinnen". Butler und Cornell meinen insbeson­
dere, daß es grundsätzlich keine allgemeinen Maßstäbe für verschiedene Menschen 
geben könne, konkreten Frauen und Männern also nicht Eigenschaften unterstellt 
werden könnten, d.ie gesellschaftlich dem Geschlecht, dem sie angehörten, zuge­
wtcsen selen. 
Diese Argumente richten sich allerdings genauso gegen den allgemeinen Gleich­
behandlungsgnondsatz, der Frauen dieselbe Behandlung wie Männern garantieren 
soll. Buder kennzeichnet diese Ansätze mit dem Begriff "fu ndamentalistischer Uni­
versalismus«48. 

Im deutschen Raum hat sich vor allem Maihofer mit den Erkenntnissen postmoder­
ner Theorien, insbesondere Foucaults, und ihren Konsequenzen für feministische 
Theorie beschäftigt. Aus diesem Anlaß hat sie im einzelnen bis in die Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts gezeigt, wie "der Diskurs der Gleichheit ... und der 
Diskurs der Geschlechterdifferem .... nicht nur histOrisch gleichursprünglich« ent-

und Anerkennung von Differenz: KontTovcrsielle Themen femini.~(i.'icher poliri .\\· hl' r Philosophie, in: 
Nagl-Do«kallrauer-5tudcr (Hrs;;) '996 (Fn.l')' 5.44 H. 

44 Zum Rcgriif des I hbilUS Pierre Bourdieu, Die feinen Unterschiede: Kritik der gesellschaftlichen Urteils­
kraft, ~.Aufl. '996. 

45 Nachweis ~ic hc nhcn bei Fn.17. 
46 Siehe :tum Beispiel Rommdspaeher, Dominanzkultur. 1995 (zur Definicion .~ich(' S. 12) sowie bcitr:tge zur 

feministischen rneorie und pra.xis 27/199° (»Geteilter Femirusmu5/ot) und 41/1996 ("Mi~ration und 
00 mi n:lnzgesellsehaft'J). 

47 Butler, Komingemc Grundlagen: D!.:r Feminismus und dIe Frl.~e der "Postm oderne..:, in: Bcnhilhih l 
Burlcr/Cornelllr:r;\~(' r. Der Streit Ul:l Di((cf(.'II Z, '9!J3, S. 36 ff.; Corn('II, Gender, Gesehlc.:cht und glc!ch. 
wcrt,igc Rechte, iU.O., S. Boff. 

48 Butler '993 (I'n·47), 5.3611. 
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stehen, sondern bis heute »gleichsam konstinniv miteinander verwoben« sind". Die 
Anwendung eines allgemeinen Maßstabs könne vor diesem Hintergrund zu Unifor­
mierung und Leugnung tatsächlicher Differenzen führen. Das herkömmliche Gleich­
heitskonzept, das auch der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zu Grund 

liege und mit dem vorgegeben werde, keine Gleichmacherei zu betreiben, zwinge 
diejenigen, die sich auf Gleichheit berufen wollen, ihre Verschiedenheit zu bestrei­
ten. 

3.4. Zwischen Essentialismus und Universalismus: »Gleichwertige« Rechte 

In dieser Kritik sowohl am Essentialismus der Differenztheorien als auch am Uni­
versalismus der Gleichheitstheorien entsteht nun das »feministische Dilemma«'o. 
Kann frau sich überhaupt auf Geschlecht und Geschlechterdifferenz beziehen, 
wenn sie andererseits die Kategorien selbst ablehnt und sich perspektivisch für 
eine Auflösung der Geschlechterdifferenz einsetzt? In letzter Konsequenz wird diese 
Frage gerade von der US-amerikanischen Rechtswissenschafrlerin DruciJla Cornell 
positiv beantwortet. Sie hat sich für d.ie Konstruktion von zwei Gruppen von Rechten 
ausgesprochen, die diese nicht wieder in letzter Instanz auf einen gemeinsamen 
Nenner bringen solle, das heißt für die Schaffung »gleichwertiger Rechte,,!'. Auch 
Andrea Maihofer hat ein Verständnis der Gleichheitsnorm entwickelt, das von vorn­
herein von Verscbiedenheit ausgeht"- Wenn Frauen im Gleichberechtigungsrecht 
nicht nur als Verkörperung eines Mangels, sondern als wirkliche Subjekte erscheinen 
sollten, müsse gegen die Logik des einen männlichen Maßstabs eine plurale Logik 
gesetzt werden, die verschiedene Maßstäbe 'Zulasse. 
»Plural. bezieht sich dabei allerdings nur auf »möglicherweise zwei« Begriffe von 
menschlicher Würde", also auf die Differenz der beiden gesellschaftlich konstruier­
ten Geschlechter. Und auch Cornells Konzept der gleichwertigen Rechte erkennt, 
wie sie selbst schreibt, letzdich das Besteben der Geschlechterdifferenz an. Worin 
unterscheiden sich ihre Vorschläge also von Irigarays Forderung nach einer Schaffung 
»geschlechtsdifferenzierter bürgerlicher Rechte«? Diese DiHerenztheoretikerin hat 
schließlich theoretisch einen grundsätzlich anderen Ansatzpunkt, denn sie nimmt auf 
herkömmliche Geschlechtsanribute positiven Bezug, wenn sie Rechte für »historisch 
dringlich« erklärt, damit ein Modell für eine "Identität von Frauen als Angehörige der 
ZivilgeseJischaft« geboten werde". Andererseits haben CorneJls und Maihofers An­
sätze über den Begriff der "Gleich«wertigkeit auch eine Nähe ZU universalistischen 
Gleichheitstheorien, so daß Nagl-Docekal zu dem Schluß kommen kann, daß "das 

49 Maihofcr 1.995 (Pn. 26), S. 16r; MacKinnon, Gcschlcc:hrerglcichheit: Über Differenz und Herrschaft, in: 
Nagl-Docck.VP"u,,-Studcr (Hrsg.) '996 (Fn.'4), S. '4' fr. 

So Rter, Dilemmata im Recht und Gleichheit als Hierarchisierungsverbot - Der Abschied von Thelma und 
Louise, KrimJour 1996, S.241 H. 

5' Cornell '993 (Fn. 47), S. 95 f. 
Sl Sie will unter Verweis auf Adorno, Minim:\ Mor:dia, 1978,5.1)0 f. Nr.66 » ... den bl"SSeren Zustand. 

denken als den, in dem man ohne Angst verscrueden sein kann . ..: SIehe ;luch Sokol 1911'9 (Fn. 4), S. 10/Il. 
~ J Maihofer '990 (fn. 27). S. H I H. 
S4 Einleil'Ung von lrigaray, Genealogie d~r Geschlechter, 1989, S. I S fr. und Irigar3Y, in: GerhardJ]anscn/ 

Maihofer/Schmid/Schultz (Hrsg.) 1990 (Fn. 6), S. JJg H.; vgl. (ur ihre' essentialiscischen VorsteUungcn d"r 
Geschlechterdifferenz S. 342: der lt weib)jche Körptr<i :t!s II> jungfräulichcr und potentiell Gebärender'·; 
siehe auch Bode 1996 (Fn. 5), S. 12, die auf die Gleichheit der Frauen in der .. Kompecenz dt'r Gebiirh­
higkeit« verweist. 
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194 postmoderne Pluralitäts konzept, freilich ohne dies zu reflektieren, einen Begriff 

formaler Gleichheit ... in Anspruch nehmen muß"". 
Die Heftigkeit, mit der die theoretische Auseinandersetzung zum Teil geführt wird, 
steht auf den erSten Blick in Gegensatz zu dieser Annäherung in den Begriffen, ließe 
sich aber immerhin rechrfertigen, wenn entsprechende Unterschiede in den prakti­
schen Ergebnissen bestünden. Einen solchen Ertrag der Debatte festzustellen, ist 
jedoch nicht ganz einfach. Die Theoretikerinnen äußern sich nur in den seltensten 
Fällen dazu, wie sie sich ein Konzept gleichwertiger Rechte im einzelnen durch­
geführt vorstellen und worin jeweils Unterschiede zu bestehenden rechrswissen­
schaftlichen Ansätzen liegen könnten. Wo Drucilla Cornell dies getan hat, hat sie 
allerdings tatsächlich deutlich gemacht, daß mit einem Konzept »gleichwertiger 
Rechte « mehr verbunden sein könnte als nur die Aufforderung, auch rechdiche 
Handlungsformen und den Gleichbehandlungsgrundsarz zu nutzen. So faßt sie 

Formen der Diskriminierung von Homosexuellen als Diskriminierungen wegen 
des Geschlechts und zeigt, wie die Verstärkung von Stereotypen weiblicher Differenz 
als Diskriminierung verstanden werden kann, insofern die Stereotypen nicht von der 
Hierarchie der Geschlechter zu trennen sind". Auch Catharine McKinnon, die sich 
ebeofalls mit dem feministischen Dilemma auseinandergesetzt hat, schlägt vor, das 
Geschlechterverhälrnis als Dominanzverhälrnis und das Gleichheitsrecht als Hier­
archisierungsverbot zu betrachten". 
Im einzelnen könnte dies für das deutsche Recht heißen, an der Entwicklung des 
Konzepts der mittelbaren Diskriminierung weiterzuarbeiten, das ja bereits unter 
Einbeziehung der tatsächlichen Lebensverhältnisse (Un- )Gleichheit konkret und 
nicht abstrakt betrachtet. Hier könnten Ansatzpunkte für ein alternatives Verständnis 
von Gleichheit und Gleichberechtigung sein, das weder eine bloße Angleichllng an 
das männliche Vorbild noch eine Festschreibung bestehender Geschlechtsrollen 
bedeutet. So hat Karl-Jürgen Bieback am Beispiel der mittelbaren Diskriminierung 
im Sozialrecht gezeigt, mit welchen praktischen Konsequenzen das Verbot der 
»mittelbaren Diskriminierung« weiterentwickelt werden könnte als eine Garantie 
verschiedener Optionen der Lebensgestaltung, also der Möglichkeit, verschiedene 
(Geschlechts-)Rollen einzunehmen ,s. 

4. Zur Repräsentation von Frauen und Fraueninteressen in Entscheidungs­
prozessen 

Mit dem Nachdenken über tragbare Konzepte »gleichwert.iger Rechte« im materiel­
len Recht habe ich allerdings die grundsätzLiche Frage übersprungen, die sich aus den 
dargestellten Kontroversen über den Charakter des Staates ergibt: Wie können solche 

feministischen Aspekte und Konzepte in die staatlichen Entscheidungsprozesse ein­
gebracht werden) Wenn die Geschlechterdifferenz tatsächlich konstitutives Moment 
der politischen Öffentlichkeit ist, wie sowohl Barbara Holland-Cunz als auch Andrea 
Maihofer aus unterschiedlichen Richtungen gezeigt haben, muß frau sich auch mit der 
Frage auseinandersetzen, wie ein Konzept von öffentlicher Kommunikation zu 

'5 N.gl·Docek,1 '996 (Fn. 4), S. '9· 
56 Cornell '993 (Fn. '7), S. 81. 
Sl MacKinnon 1991 (Fn . t 4). S. 141; MacKinnon 1996 (Fn. 49), S. 145 H.; Baer 1996 (Fn. 50) unter Verweis auf 

MacKinnon. 

58 Bi,b,ck '997 (Fn·9), 5.6); 5· 9' · 
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denken wäre, bei dem »weibliches« Sozial verhalten Teil formalisierter Eotschei­
dungsfindungsprozesse sein kann. 
Auch hier stellen wir allerdings fest, daß die Autorinnen, die sich auf theoretischer 
Ebene mit dem Geschlechtscharakter des Staates und des Rechts beschäftigen, selten 
konkrete Beispiele oder Vorschläge für Modelle nennen, die ihrem Ansatz entspre­
chen könnten. Trotzdem soll im folgenden versucht werden darzustellen, zwischen 
welchen Polen sich die Auseinandersetzung bewegt bzw. bewegen könnte, insbe­
sondere welche praktischen Modelle eine Umsetzung der Konzepte von »gleich­
wertigen Rechten« auf der Ebene der Entscheidungsstrukturen darstellen könnten. 

4.1. Die verschiedenen Modelle und Ansätze 

Zur Umgestaltung öffentlicher Kommunikation gibt es zwei Grundansätze. Der eine 
setzt auf Formen spezifischer Repräsentation von »Fraueninteressen« oder »Frauen«, 
der andere setzt auf eine Integration der geschlechtergeteilten Maßstäbe ,n elOem 
neuen »androgynen« VerhaltensmodelL 

4- 1. /. Modelle spezifischer Repräsentation 

Das erste Modell einer speziellen Repräsentation der Geschlechterdifferenz durch 
Beteiligungsrechte kennt zwei Ausprägungen: Zum einen kann verfahrensrechtlich 
die Berücksichtigung von .Frauen.interessen« in Entscheidungsprozessen festge­
schrieben werden, zum anderen kann die Beteiligung von Frauen durch Formen 
von »affirmative action « abgesichert werden. 

4.1. /./. Repräsentation von Fraueninteressen durch spezielle Institutionen 

Das Modell, das sich in Europa praktisch am weitesten durchgesetzt hat, ist das einer 
spezifischen Repräsentation von Fraueninteressen. Personen oder Organisationen, 
die sich cLe Repräsentation von .Fraueninteressen« zur Aufgabe gemacht haben, also 
insbesondere Frauenverbände und -gruppen, aber auch Einzelpersonen, werden 
formell io die Entscheidungsverfahren eingebunden, um die Berücksichtigung der 
von ihnen repräsentierten Interessen zu gewährleisten. 
In der BRD wird so zum Teil der "Deutsche Frauentat - Lobby der Frauen -
Bundesverelnigung deutscher Frauenverbände und Frauengruppen gemischter Ver­
bände e. V« einbezogen, der insgesamt etwa 11 MiLlionen Mitglieder repräsentiert". 
In formalisierten Anhörungsverfahren, insbesondere im Gesetzgebungsprozeß, aber 
auch in Verfahren vor dem Bundes"erfassungsgericht, ist es üblich, Vertreterlnnen 
wie den Deutschen Juristinnenbund oder einzelne WissenschaftierInnen, die sich mit 
Fragen des Geschleehterverhältnisses beschäftigt haben, einzubeziehen. 
Auf eine spezielle Repräsentation stellen auch die Modelle von GleichsteLlungsbe­
hörden ab, wie es sie insbesondere in den anglo-amerikanischen Ländern gibt. Die 
USA haben seit 1965 die Egua! Employment Opportunity Commission (EEOC), die 
Titel VII des CivLl Rights Act sowie den Equal Pay Act umsetzen soll60. In Groß-

59 Seemann 19y6 (Fn. 'l. S. ,88; S. 167 f.; S. ,87 ff. 
60 Hohm:t11.n-l)cIluhudr/ Mallol.lo:l-DolI, GUlachtt'.n über die Fuoktion und Bedeutung e,incr Kommission 
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britannien gibt es seit 1970 mit der Egual Opportunity Commission (EOC) eine 
vergleichbare Institution". In Deutschland sind seit Beginn der 70er Jahre verschie­
dentlich in staatlichen Verwaltungen sowie vereinzelt auch in privaten Unternehmen 
Stellen wie die Frauen- oder Gleichstellungsbeauftragten eingerichtet worden, die die 
Gleichstellung von Männern und Frauen vorantreiben sollten. Seit 1994 regelt das 
FFG die Einrichtung solcher Stellen auch bei den Bundesbehörden". 
Österreich gewähn im Anschluß an das Verfahren vor der Gleichbehandlungskom­
mission nach § 6 des Gleichbehandlungsgesetzes von 1979 eine Verbandsklagebefug­
nis der in der Kommission vertretenen Interessenvertretungen der Beschäftigten und 
der Arbeitgeber'J Die Schweiz wiederum kennt seit 1996 eine Verbandsklagebefug­
nis für alle .Organisationen, die nach ihren Statuten die Gleichstel.lung von Frau und 
Mann fördern oder die Interessen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer wah­
ren« (Art. 7 des schweizerischen Bundesgesetzes über die Gleichstellung von Frau 
und Mann (GIG))". 
Unter den feministischen Theoretikerinnen hat insbesondere Iris Young konkrete 
Vorschläge gemacht, wie eine Gruppenrepräsentation auszugestalten sein müßte". 
Sie plädiert dafür, daß die Selbst-Organisation der Gruppenmitglieder mit öffentli­
chen Mitteln unterstützt werden solle. In instirutionalisiertcn Verfahren müßten 
Anhörungs-, Beratungs- und Vetorechte der »Gruppe« bzw. ihrer Repräsentantinnen 
integriert sowie EntscheidungsträgerInnen verpfuchtet werden nachzuweisen, daß 
und inwiefern sie geschlechtsspezifische Aspekte mitbedacht haben. 
Sie sieht die Gruppenrepräsentation zum einen als eine Form des Ausgleichs für die 
Benachteiligung unterdrückter Gruppen. Dies ist die Sichtweise, die hierzu am 
verbreitetsten ist und dem rechts- und gleichheitsorientierten Ansatz der universali­
stischen Theorien entspricht". Darüber hinaus ist sie aber auch der Meinung, daß auf 
diese Weise die Qualität staatlicher Entscheidungen verbessert werden könne. Nur so 
könnten andere Sichtweisen als die der herrschenden Gruppen sowie verschiedene 
kulturelle Aspekte wirklich Gegenstand öffentlicher Kommunikation werden. Inso­
fern bezieht sie sich ähnlich wie Andrea Maihofer auf die unterschiedlichen Kom­
munikationsformen und Erfahrungen, die mit der Geschlechterdifferenz verbunden 
sind, also auf eine Vorstellung von »Gleichwenigkeit« in der Unterschiedlichkeit. 

zur Überwachung des Glcic.:hhriisgrundsJ.tzcs im Arbeirslcbcfl, 1972, S. 17 f.; Text der Normen im Anhang 
bei Wi!'skirchcn, Mirttlbare Diskriminierung von Frauen im Erwerbsleben, 1994, S. '1.2.7 f-f.; Erlauterung 
der Einzc:heiten S. 174 H.; im einz.elncLl Lindf'("ke, Fr.lUen und andere Mind~'rheitcn. Zur Enmt'hung und 
Konkrrtisicrung der US-am('ribnj~chen Glrichw:llung.src:gclungeo wguoscco von Frauen und zur frage 
eines moglichen Transfers auf d.ie Bundesrepublik Deutsc hland 1995, S. 12) ff. 

61 Im einzelnen Dix, Gleichberechtigung durch Gesetz. Die britische Gesetzgebung gegen die Diskriminie­
rung der Frau Im Arbeir"leben - ein Model! fur die ßundesrepublik Deutschland?, 1984, S. 224 ff.; Hoh· 
maDn-Dennhardt/1hllmann-Dol! 1972 (rn. 60), S. :?I; S, 33.; S. 37 ff. auch zu vergleichbaren Institutionen 
in .mderen cmopais<;hen und außereuropaischen Lindern. 

62 Siehe insbc:sondere den Kommentar von SchiekIBuhr/Diebal!JFritschc/Klcin-SchonefeldlMalzahnIWan­
kcl, Fr.luenglei<;hstcllungsgcsetzt:. des Bundes und der Lander, 1996. 

63 Mayer·Mal)', Die Frauengleichbehandlung als Thema der arbcitsrechtJichcn Gcsc.:ugcbung in Deutsch­
land und Osterreich, in: FS tUr Hersehe\, 1982~ S. 264 ff.; Maninek, Gleichbeh~ndlungsgebot und Gleich­
behandlungskommission in Österreich, in: FS fur Kahn-Freund, 1980, S. 553 H. 

64 Gcnaucr hicr.l.u Frclvogel, Die Verbandsklage und -beschwerde im neuen Gleie hstellungsgeseL~ in: 
SchwanderiSchaffhauscr (l-irsg.), Das Bunde_sgesetz uber die GleichstcUung von Frau und Mann, 1996, 
s. "7 ff. 

65 Young, Polit)' 3nd Group Difference: A Critique of the Ideal of Universal Citizenship, Ethics99 (1988/ 
89). S. 250-274; zum Begriff der sozi:tlcn Gruppe auch Young, Funf Formen der Unterdruckung, in: NagJ­
Doceb!1Pauer-Studer (Hrsg) J996 (Fn. 24), S. 104 ff. Siehe auch die Disku.~!iion dieses Konzepts bei 
Phillips 1995 (Fn. 43), S. I ~6 L sowie den starker pragmatisch bcgründNcn rccht.~politischen Vorschbg 
für das deut.~che Recht in Pfarr/Kocher, Kollektivverfahren im Arbeitsrecht, 1998. 

66 Siehe dazu bei Fn. 6 ff. 
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4.1. 1.2. Repräsentation von Frauen durch Quotierungl»affirmative action« 

Von dieser instirutionellen Repräsentation durch Verbände und spezielle Organe 
unterscheiden sich Formen von »Frauenförderung «, das heißt insbesondere die Fest­
schreibung eines Mindestanteils von Frauen in Entscheidungsgremien, dadurch, daß 
sie persönlich an das Geschlecht der repräsentierenden Person anknüpfen. Argument 
für diese Form der Repräsentation ist ähnlich wie im Fall der instirutionellen haupt­
sächlich , daß so das gesellschaftliche Machtverhältnis berücksichtigt und die Benach­
teiligung von Frauen in gewisser Weise ausgeglichen werden könne, was erforderlich 
sei, um tatsächliche Voraussetzungen für die rechtliche Gleichbehandlung zu schaf­
fen. 
Neuerdings finden sich demgegenüber aber auch Begründungsa nsätze, die sich 
stärker auf die kulrurelle Geschlechterdifferenz beziehen und insofern Ansätzen 
von »gleichwertigen« Rechten, für die hier unter anderem Maihofer und Cornell 
genannt wurden, näher stehen. So wird die Zu lässigkeit von »affirmative action« auch 
mit einer Gruppenbetrachtung des Gleichberechtigungssatzes begründet, die den 
Gleichberechtigungssatz nicht nur als Di.fferenzierungs-, sondern vor allem als Hier­
archisierungsverbot versteht67• Vor einem ähnlichen theoretischen Hintergrund sieht 
Iris Young solche Formen der »Bevorzugung« von Frauen ausdrücklich als ein 
weiteres Mittel zur Verbesserung der Qualität von Entscheidungen. 
Anders als im Falle der Repräsentation durch spezielle Institutionen ist hierbei 
allerdings in keiner Weise organisatorisch abgesichert ist, daß die jeweilige Person 
auch die spezifischen Sichtweisen »der Gruppe« einbringt, und die entsprechenden 
Autorinnen grenzen sich insofern deutlich und meist auch ausdrücklich von den 
»Differenztheorien« ab, die gesellschaftlich einem Geschlecht zugeschriebene Eigen­
schaften in den konkreten Frauen und Männern verkörpert sehen. 

4.1.2. »Neorepublikanische« Ansätze 

Soweit ersichtlich setzt sich auch unter den Vertreterinnen von Differenzansätzen 
keine Autorin ernsthaft für eine Abkoppelung der . weiblichen « Kommunikations­
strukturen ein. Auch Bode äußert sich letztlich nicht dazu, ob sie tatsächlich grund­
sätzlich gegen ein Agieren vo n Frauen in »männlich« strukturierten Entscheidungs­
prozessen eintreten wiII". 
ALlerdings gibt es zunehmend Stimmen, insbesondere in der feministischen Philo­
sophie und Theorie, die Vorstellungen für eine vollständige Umgestalrung der Struk­
turen und Kommunikationsformen des öffentlichen Raums entwickeln. So meinen 
die auf »Androgynität«69 setzenden AutorInnen, daß der »weibliche« Maßstab dem 
»männlichen« soweit gleichgestellt werden müsse, daß sich beide letztlich wieder 
unter einem neuen allgemeinen, »menschlichen« Maßstab treffen können. Dazu 
müsse das auf den märU11ichen Sozialcharakter bezogene Modell der Staatsbürger­
schaftfeministisch umgebaut werden. Eine solche Integration »weiblicher« Elemente 
wird zum Beispiel darin gesehen, »Abhängigkeit als Grundkonstellation des Indivi­
duums« und die Subjektivität von Interaktion als selbstverständlichen Bestandteil 

67 Sackso(sky, Das Grundrecht auf Glcichberechrigung..~. Aufl. 1996, S. J r 1 H.,: S. 318 H.; siehe :luch Slupik. 
Die Entscheidung des Grundgesetzes fur Paritiit im Geschlcchlcrvcrbaltrus, 1988, vor allem S, I J4 ff.; 
Young '989 (Fn.6s), S. '7' ff. 

68 Siehe bei Fn. 40; z.u lrig:nays Vorschlag -geschlechtsdiHerenzierter. .. Rechte .. siehe Fn. 54. 
69 Zum Begriff Rhode., Prinzipie.n und Priorir;ücn. in.: Nagl-DocckaIlPauer-Sluder (Hrsg) 1996 (Fn.24), 

S. '9) H. 
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öffentlicher Kommunikation zu akzeptieren. Auf diese Weise könnten " Care«­
Konzepte in ein Konzept der StaatsbürgerInnenschaft eingebaut werden1o. 

Dieses Konzept ist prozeßorientiert und vertraut nicht auf normative Festschreibun­
gen von Verfahren. Insofern unterscheidet es sich grundsätzlich von den herkömm­
lichen GleichheitStheorien, mit denen es die Orientierung auf einen »a llgemeinen« 
Maßstab zunächst gemei nsam zu haben scheint. Die öffentliche Kommunikation 
solle nicht formal, sondern in ihren argumen tatorischen Inhalten und Bezugspunkten 
umgestaltet werden; die moralischen Grundlagen des öffentlichen Handeins und der 

sozialen Praxis sollten hinterfragt werden. »Dieses Kon zept setzt ein Denken in 
Rechtsbegriffen nicht voraus; eher gilt der Rechtsdiskurs als ei ner der möglichen 
normativen Vokabularien, auf die wir uns beziehen können, wenn wir uns öffentlich 
engagieren-" - die "Care-Ethik« könnte ein weiterer Bezugspunkt sein. 
Besser verständlich wird dieser Ansatz, wenn er auf sei ne theoretischen Grundlagen 
in der anglo-amerikanisehen Demokratiedebatte zurückgeführt wird. Aus femini ­
stischer Sicht hat Anne Philli ps eine gründliche Studie hierzu vorgelegt. Sie unter­
scheidet zunächst historisch und politisch verschiedene Demokrarieverständnisse

"
, 

die in kritischer Auseinandersetzung mit der tradi tionellen »liberalen« Demokratie 
und der modernen Praxis der Demokratie entwickelt worden seien. Neben »parti­
zipatorischen« Modellen stellt sie vor all em das »republikanische« Demokratiever­

ständnis dar. Während die liberale Demokratie" mit ihrer strengen Trennung von 
Staat und Gesellschaft staatliche Entscheidungsbereiche eng begrenze und fordere, 
daß in politischen Prozessen die gesellschaftlichen Verhältnisse der AkteurInnen 
außen vor bleiben müßten, käme es dem »republikanischen« Verständnis mehr au f 
ethische fragen an. An dem liberalen Demokratieve rständnis werde von republika­
nischer Seite vor allem kritisiert, daß Politik immer weniger eine Angelegenhei t 
aktiver Staarsbürgerschaft sei als vielmehr eine Frage von Regeln. Das »androgyne« 
Verha.lrensmodell ist insofern zu Recht als »neorepublikanisch« bezeichnet Wor­
den". 
In der deutschen Sraatsrechtswissenschaft ist der Republikbegriff bisher zwar vor­
wiegend zur Begründung von BürgerInnenpflichten verwandt worden. »Republika­
nisch ist das Bewußtsein jedes Bürgers, daß der Staat sein Besitz und seine Aufga be 
ist.«" Aus dem anglo-amerikanischen Raum sind aber auch A.nsätze wie der von 
Hannah Arendt zu nennen, die für emanzipatorische Auslegungen offener sind und 
auf di e in der feministischen Diskussion über öffentli che Kommunikation öfter 
Bezug genommen wird . Aber auch diese Ansätze haben meist das geschlechterduale 
Modell des "autonomen« Staatsbürgers vor Augen, wenn sie fordern, daß d ie privaten 
Einzel nen fähig werden müßten, von ihren Privatinteressen zugunsten des Gesamt-

70 Siehe insbesondere Benh.blb. Thc Gcncralizcd and the Concrere O ther, Ln: Bc:ohabib/Cornell (Hrsg.) 
1987 (Fo. 25), S. &6 ff. Solche Ansatze rinden sich auch zum Beispiel bei Appdr 1995 (Fn. 24); Scvcnhuijscn, 
h'ministische Überlegungen zum Thema Carc und St.aats bürgerschaf~, in: BraunIJung (Hrsg .) 1997 
(r:n. 3), S. 74 ff.j kritisch Rampf, Kann die Can: ·Pcrspektivc auf so z.i alstaadiche Fragestellungen uber­
"agen werden? in: Braun/Jung (HISg.) 1997 (Fn . ) . S. 96 H. 

7 f Scvenhuijscn 1997 (Fn. 70), S. 77· 
72 Phillips 1995 (Fn. 43)' Die en~l ische Erstausgabe III Enge:ndering Dcmocra.cy .. st3mm( aus dem Jahre 199 L 

Zu den drei Modellen von Demok.r;uieans3.tzcn siehe insbesondere S. 27 H. 
7J Sie bez.ieht sich hierbei auf 'lhnlichc Konzepte wie die bei fo. 24 ff. gC:l1;l nnr l.:n Aurorinncn. 
74 Zum Beispiel von Sevenhui;sen 1997 (Po. 70) , S. 77· 
7S lsensce, Republik - SinnporenliaJ eines Bc:griffs. Bq;riffsgeschichtliche Stil.:hprobe, J2 1931, S. 1 H., da da~ 

republikanische Prinzip auch auf d:~ bnrischc Ethik und deren mareria.les Freihcitsverstä:1dni s z.uruck ­
fuhn: Tugend al s Prinzip der Republik; da.s Amlcr- und Organ prinzip selen republikanisch, da si~ im 
G('gens:H7. zu Pri'11.ipicn von Ide :uitat und personJichc:r Macht stunden. Zusrimmc:nd und erganzcnd 
Henke, Verfassungspnnzip der Rl'pubbk, JZ t98 I, S. 249 H. Vor diesem Hi:ltergrund w:rd in der Staa t$­
rechtlid lcn Literatu r der Rcpubl ikbegriji in der Regel auf semen am;monart'hlschen Aspekc rcdw. ic:rt. 
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interesses zu abstrahieren". An dieser Stelle erweitert die erwähnte feministische 
Version einer Einbeziehung der "Care-E thik« die republikanischen Theorien . 

4.2. Zur Analyse und Kritik 

4- 2. I. Problematik einheitsorientierter Ansätze 

Der »vermeintlich besondere(nJ Perspektive der Care-Ethik« wird vor allem vorge­
worfen, daß sie sich letztlich in einer .diskurstheoretischen Theorie des Rechts- und 
Sozialstaates (auflöse}<". Da sie sich kaum mit Fragen gesellschaftlicher Macht alls­
einandersetzen, müssen diese »androgynen« Ansätze die Erklärung schuldig bleiben, 
wie abgesichert werde n kann, daß sich bei dem Bezug auf einen allgemeinen Maßstab 
nicht doch wieder der »allgemein-männliche« durchsetzt. Auf die Frage, wie der 
Erkenntnis, daß »Menschenrechte. " stets zwei G eschlechter haben (müssen]. Denn 
wenn sie keines haben, haben sie nur eins - das männliche«' , Rechnung getragen 
werden könnte, haben diese Theorien keine praktischen Antworten. Nicht zufällig 
bezeichnet Seyla Benhabib ihren Ansatz als »normatlven Universalismus«". 
Es besteht insofern dieselbe Gefahr, die auch dem staats eth ischen Programm des 
ebenfalls neorepubli ka nischen .. Kommunitarismus« vorgehalten wurde. Auch Ver­
treterInnen des Kommunitarismus meinen, das Modell des »au tonomen Indivi­
duums« und die Formen öffentlicher Kommunikation müßten die sozialen Bindun­
gen und Werte der Personen berücksichtigen. Wie aber zum Beispiel Friedman aus 
einer feministischen Sicht festgestellt hat, knüpfen sie dabei weitgehend an konser­
vativen Familienbeziehungen und der Nation an, also an unfreiwilligen "Commu­
nities« und örtlich definierten Beziehungen'o. Und dem haben auch die feministi­
schen Versionen des »NeorepubJikanismus« wenig entgegenzusetzen: Zwar neh men 
sie zur Kenntnis, daß die "Care-Ethik . keine spezielle Disposition der empirischen 
konkreten Frauen sein muß. Andererseits vernachlässigen sie die Erkenntnis, daß 
diesen Perspektiven nicht zufäll ig keine Legitimation in der öffentlichen Kommu­
nikation zukommt. Wenn die Ca re-Perspektive als Aspekt des »weiblichen« Sozial­
charakters wie dargestellt strukturell außerhalb des öffentliche n Raumes steht, kann 
sie nur durch spezielle Rechte verankert werden: .. Konkrete Andere benötigen 
Rechte, um ihre Andersartigkeit zu schützen«" - und um di e E inbeziehung der 
von ihnen repräsentierten Lebensaspekte zu garantieren. 

76 So setzt Arcndt auf den aktiven Staatsbürger all) das (von " privdtC n ~ VerpfllchlUngen) fre ie, mit der ganzen 
Person beteiligte und {ur seine Entscheidungen einrrcrcndc lrtdlviduum; siehe ~('nauer P~illips 1995 
(Pn. 43), S. 79 H. zu Hannah Arcndt; positiv Bezug nehmend Sevenhuijsen (Fn. 70), S. 87; für eine fcmi.ni ~ 
sri$r.:hc Krlt.lk an Hlnnah Arendts Poljtikbegriff siehe Cornell, GC$ehlcchtcrhicrJrch ie, Gleichheit und die 
Moglichkeir von Demokratie, in: Nagl-Do<:ckaI/Paucr-Srudcr (Hrsg) 1996 (Fn. 14), S. 397 ff. 

77 R.'lmpf 1997 (Fn·70). S. II I . Auch 5evenhuijscn '997 (Fn·70), 5. 77 schläge den B(;griff »diskur.)ives 
Modd l von Slaatsbürgrrschah und Ethj.k .. vor. 

78 Hnss3ucr. WeIblichkeit - der bUnde Fleck der Mensl.:hcnrechh': in: Gcrhud/JanseniMnihoferiSchmidl 
Schul lT. (Hrsg.) '990 (Fn. 24), S. )20ff., S. )2) . 

79 Rcnhabib, Fcminismus und Postmoderne, in: ßenhab ib/ Buder/ Cornc!l/Frascr 1993 (Fn .l)}, S. 24; und 
lh·nhabib. Subjektivitat, Geschicht.s.schn::ibung und Politik, 3.3.0., S. 117. 

80 Insbesondere Friedman, Ftminism <lnd Modern Friendship: Disll1cating thc Community, Echics 99 (19881 
89), 5. 176ff.; siehe auch Mac1ntyrc, [sr Patriotismus ('i ac Tu~~nd?, in; HO!1:1crh (H.rsg.) 199) (Fn. 34), 
S·90(f. 

8, R.mp( '997 (Fn. 70), S. 110. 

'99 
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200 4-2.2. Problematik gruppenorientierter Ansätze 

Das ist auch die Argumentation von Iris Young für ihr Modell der Gruppenreprä­
sentation. Aber für die formalisiene Beteiligung braucht auch sie, für die eine soziale 
Gruppe zunächst durch den »sense of identity« der Menschen definien wird'" ein 
Konzept der Gemeinsamkeit. Sie bezieht sich insofern auf die Gemeinsamkeit in der 
Unterdrückung und Benachteiligung" sowie auf gemeinsame »kulturelle« Erfahrun­
gen innerhalb einer bislang nicht-repräsentienen Gruppe, womit in unserem Fall die 
Aspekte des "weiblichen Sozialcharakters« bzw. die .Care«-Perspektive erfaßt wür­
den. Wir stehen hiermit wieder vor der Frage, wie zu vermeiden ist, daß die Menschen 
nur in ihrer Identität als Frauen oder Männer wahrgenommen werden". 
Bei der Repräsentation durch konkrete einzelne wie bei Modellen von Frauenförde­
rungf" affirmative action« ist dies noch problematischer als bei der institutionellen 
Repräsentation. Aber auch bei dieser stoßen wir immer wieder auf die Gefahr einer 
Essentialisierung der Geschlechterdifferenz. Denn wie Fraueninteressen oder -sicht­
weisen im Einzelfall aussehen, kann keineswegs als gesichene Erkenntnis betrachtet 
werden, und zwar nicht nur wegen der Vielfalt von Lebenslagen in modernen Gesell­
schaften. In der politischen Wirklichkeit werden die Fesdegungen von Fall zu Fall 
umstritten sein. Historisch sind »Fraueninteressen« bezeichnenderweise erst nach 
und nach »entdeckt« worden, und bei der Definition haben politische Konjunkturen 
immer eine wichtige Rolle gespielt". Diese Interessendefinition würde bei einer 
spezifischen Repräsentation zumindest teilweise an die Repräsentattonsinstttution 
abgegeben. 
Und hier können gegen die spezifische Repräsentation des »weiblichen Sozialcha­
rakters « vergleichbare Bedenken geltend gemacht werden wie gegen die Repräsenta­
tion durch andere Interessengruppen". Denn spezielle Repräsentation gibt es in der 
europäischen und US-amerikanischen Praxis auch in der Form der Einbeziehung von 
Interessenverbänden wie Gewerkschaften, Arbeitgeberverbänden oder auch Um­
welt- und VerbraucherInnenverbänden in staatliche Entscheidungsfindungsprozesse. 
Diese Interessengruppenpolitik kann insofern demokratisch fragwürdig sein, als die 
Verbände sehr unterschiedliche gesellschaftliche Repräsentat.ivität aufweisen. Meist 
sind sie kaum durch die Mitglieder der Gruppe legitimiert, deren Interessen sie 
repräsentieren. Theoretisch und ökonomisch ist dies, wie zuerst von Olson analysiert, 
in den Kosten und Nutzen einer Organisation für die einzelnen begründet' '. Für die 
Repräsentation spezieller Fraueni.nteressen würde ähnliches gelten. Die Interessen 
zeichnen sieb ähnlich wie die Verbraucherinteressen durch geringe Organisarions­
und Durchsetzungsfähigkeit aus". Mit einer staatlichen Förderung von Selbstorga-

8, Young [989 (Fn.65), 5. '59. 
8) Siehe auch Young 1989 (Fn. 6S). S. 261 fu r ihre DefinitIon von »UnterdnickungQ • 

84 50 die Formulierung durch Phillips '995 (Fn. 4)),5. [9; 5.,6611. und passim. 
85 PhillipS! 995 (Fn. 4.\),5. "9 und gen.u« S. ,,6((. 
86 Zur dieser Kritik auch Young 1989 (Fn. 65), S.15 I f. 
87 Die Analysen l.U der Problematik der fehlenden Organisationsfahigkc:it großer Gruppen ~ehe:l im 

wesentlichen zurück auf Olson, Die logik des kollektiveo Handdm, Kollektivguter und d:c Thevrie 
der Gruppen, }.Aufl. 1992 (zuerst 1968); z.ur Debatte und den 3nsonstcn fur das Verbraucherrecht 
VCflrc[encn Thesen im eim!'.clncn St:l.U SS, Verbrauchcrintcrcs:-.en . Gq;cnsL1nd, Legit.imation und Or~3nisa­
(ion, 19801 S. IHff.; siehe neuerdings auch Scnmidt·Trenz, Dil' Logik kollduivc_n Handelns bei Delega­
tion,1 996. 

88 Slupik l Verrechtlichung der Frauenfr3ge - Bcfriedungspo:l::k oder Em:\nzipationschancc? Die akrutllc 
Diskuss ion eines Anti-Diskrimtruenmgsgeseu.cs, KJ 1982, S. 3 ~~; Seemann 1996 (Fn. r), S. 18S; S. [67 f.; 
S. 187 H. zum Deurschen Fra.ucnriH. Zum Unabhangigcll Frauenverband (UFV) Schenk/Schindler, Frau· 
enbewegung in Ostdeutschland - eine kJeine Einfuhrung, beitrage Zur feministischen rncorie und praxis 
3 S (199}), S. 140 f.; zur Organisation von Fflllcn in eigenen Berufsverbanden sicht histOrisch aus{LihrIich 
Kerchner, Beruf und Geschlecht. Frauenberufsverbande in Deutschland 1848-1908, 1991. 
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nisierung, wie sie Iris Young vorschlägt, wird das Problem nur eingeschränkt zu lösen 
sein, denn auch dann wird die Macht des jeweiligen Repräsentationsorgans immer nur 
so groß sein wie die Macht der Gruppe, für die es steht. Wenn eine dauerhafte 
öffentliche Beachtung der Repräsentation und eine Anbindung an gesellschaftliche 
Prozesse nicht gesichert ist, läßt sich verborgenes Aushandeln von Interessenkon­
flikten zwischen verschiedenen Organen kaum vermeiden89• In manchen Bereichen 
hat sich so eine Interessengruppenpolitik herausgebildet, die kaum noch transparent 
ist und bei der die herrschenden Interessen sich in aller Regel leichter durchsetzen. 
Die für die Demokratie zentrale Frage der Rechenschaftspflicht gewinnt somit in 
diesen Fällen erhebliche Bedeutung"". 

4.2.3. Verbindung verschiedener Ansätze? 

Young meint nun, diese Gefahren der "Privatisierung« des policischen Proze"es ließe 
sich bannen, wenn man von der Gruppenrepräsentation verlange, daß sie sich letzt­
endlich immer durch einen "public spirit« und Bezug auf das gemeinsame öffentliche 
Interesse zu rechtfertigen und mit anderen Sichtweisen auseinanderzusetzen habe. 
Denn schließlich solle die Breite des öffentlichen Entscheidungsfindungsprozesses 
durch die Gruppenrepräsentation erweitert und nicht fragmentiert werden9'. 

Sie führt hier also Elemente des republikanischen Demokratieverständnisses ein. Ihr 
Konzept einer pluralen, heterogenen Öffentlichkeit erscheint vor allem wegen dieser 
Verbindung republikanischer Elemente mit einem Modell der normativen Veranke­
rung bislang ausgeschlossener Sichtweisen interessant. Über Formen spezifischer 
Repräsentation durch besondere Institutionen ließen sich Unterscruedlichkeiten aus­
drücklich einbeziehen, und über den ausdrücklichen Bezug auf die "Gleichwertig­
keit« in der Unterschiedlichkeit könnte Raum für eine Veränderung der Hierarchien 
und möglicherweise sogar für die Wahrnehmung verschiedener Optionen von Ge­
schlechtsrollen geschaffen werden. 
Bei der Frage eines pluralen heterogenen Charakters und der Motivation durch einen 
»public spirit« haben wir es allerdings mit ethischen Herangehensweisen an öffent­
liche Kommunikation zu tun, die formal nicht regelbar ist. Jedenfalls gibt es hierzu 
keinerlei Vorstellungen in der »neorepublikanischen« Diskurstheorie. Für eventuelle 
Regelungsmodelle kann hier nur festgehalten werden, daß ein praktikables Modell es 
erfordert, das Problem der Rechenschaftspflicht etnst zu nehmen. 

4,], Konzepte partizipatorischer Demokratie 

Verglichen mit der dargestellten weitreichenden und grundsätzlichen Kritik an der 
Struktur von Gesellschaft, Staat und Öffentlichkeit" erscheinen die praktischen 
Konsequenzen erstaunlich gemäßigt. Herkömmliche Formen spezifischer und in­
stitutioneller Repräsentation der Geschlechterdifferenz w erden diskursethisch er­
gänzt, also durch Elemente, die nicht als rechtlich regel bar vorstellbar sind. 

89 Siehe Handler. Socl3.1 Rcfonn Groups and the Legal System: Enforccmcnl Probl(!rns,JbR~(,)7.R(h 4 (1976), 
S,118- 14} · 

90 Phillips 1995 (Fn. 4Ü, S. }6 und genauer S. 121 H.; S. lq ff. hlr p;&rtizip;&tori~che. Ansalze. 
91 Young 1989 (Fn. 65), 5. 'l' 11.,5. '57; siehe schon Young 1987 (Fn. 'J), S. 7J rf.: . hotcrogenou, public life<. 
92 Siehe oben bei Fo. 19 if. 

201 
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202 Eine neuere Debatte über Veränderungen des Verhältnisses von Staat und Gesell­
schaft wurde allerdings unter dem Stichwort »Zivilgesellschaft« angestoßen. Je 
stärker sich weltweit neoliberale Konzepte durchsetzen und die Nationalstaaten 
auf Steuerung verzichten, desto mehr steht eine Entinstitutionalisierung politischer 
Prozesse und Übergabe von Steuerung an Gesellschaft zu erwarten. Daß hier mögli­
cherweiseAnregungen für weitergehende feministische Erweiterungen zu finden sein 
könnten, übersehen die Politikwissenschaftlerinnen, die behaupten, feministische 
Politik agiere unausweichlich in einem staatsbezogenen Kontext, und weniger Staat 
bedeute auch weniger frauenpolitische Interventionsmöglichkeiten9l . Eichhorn for­
dert deshalb zu Recht, »die Möglichkeit einer nichtstaatlichen Vergesellschaftung« 
nicht von vornherein aufzugeben«9':, 

4- 3· l. Zivilgesellschaft: Neufassungen des Verhältnisses von Staat und Ge­
sellschaft? 

Zivilgesellschaft bezeich.net in dieser Diskussion zunächst denjenigen Bereich, aus 
dem der politische Prozeß hervorgeht, das heißt die politischc Öffentlichkeit, in der 
staadiche Entscheidungen vorbereitet werden. Darüber hinaus verbergen sich hinter 
dem Stichwort aber auch weitergehendc Vorstellungen einer Autonomie gesellschaft­
licher Bereiche, also Räume öffentlicher Kommunil{ation, die nicht notwendig in 
staatliche Entscheidung mündet. Bei diesen Debatten handelt es sich in vielen Be­
reichen, insbesondere was ihre Attraktivität für feministische Ansätze angeht, um 
Neufassungen »partizipatorischer« Demokratiemodelle. Diese partizipatorischen 
Ansätze hat Anne Phillips neben den republikanischen als zweites Gegenmodell 
zur liberalen Demokratie beschrieben": Sie zeichneten sich dadurch aus, daß sie 
das Verhältnis »privater« und »öffentlicher« Bereiche neu bestimmen und politische 
Entscheidungsfindungsprozesse insbesondere auf die private \Virrschaft sowie klei­
nere gesellschaftliche Einheiten ausdehnen wollten. Es gehe um eine »[Vermehrung 
der] Kontexte, in denen sich Menschen für eine Kontrolle über ihr Leben entscheiden 
können«. Jedes demokratisierte Forum einer Zivilgesellschaft gehöre zu den Bau­
steinen, aus denen die Demokratie entstehe, und je mehr es davon gebe, desto besser. 
Ihrer Darstellung nach treffen sich diese Modelle partizipatorischer Demokratie und 
feministische Vorstellungen in der Feststellung, daß »Macht überall [ist}<. Die Frage 
der Umgestaltung dcs Verhältnisses von öffentlich und privat sei sch.ließlich auch eins 
der Zentren feministischer Politik. Zwar erhielten auch vielc feministische Theorien 
in irgendeiner Form eine Trennung zwischen Öffentlichkeit und Privatheit aufrecht; 
Politisierung werde keineswegs undifferenziert für alle Lebensbereidte gefordert, 
und es gebe viele verschiedene Deutungen des Satzes »Das Persönliche ist politisch". 
Gemeinsam sei feministischen Theorien jedoch in der Regel, daß sie mit der Per­
spektive einer Veränderung des Geschlechterverhältnisses weitgehende Rcgelungs­
ansprüche auch gegenüber der herkömmlich »privaten« Sphäre, insbesondere der 
Haus- und Beziehungsarbeit erhoben hätten96. 

93 S;\Ucr 1997 (Fn. J), S. 140. 

94 Eichhorn, Verfassung.spatriotinnen. Die demokratietheoretISche Wende Im Feminismus, Beute 3/[995, 
$.)7 f. 

9l Phi!lipSl99l (Fn·4J), S.66ff.; S.ljoff. 
96 Phillips 199 ~ (Fn. 43), $. [6 S H. Zur Naher feministischer und partiziparorischer Vorstellungen siehe I.um 

Beispiel auch Holland-Cunz, Perspektiven der Em-Ins[irutionalisierung, in: GerhardlJ:;uu:cn/Maihoferl 
SchmidJSchultl. (H rsg.) 1990 (Fn.24), S. J07. wo sie auf ,.,das radikajdemokr~Hische Bild einer ent­
prorcssio nal islL~n c n Politik ... verw~ist, »in der die polaren Sph;ncn des Offentlichen und des Pri va ten 
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4.3.2. Repräsentation der Geschlechterdijferenz in der Zivilgesellschaft 

Als Gefahr der partiziparorischen Konzepte wurde bislang vor allem eine Konzentra­
tion auf die »kleine« Welt der Betriebe, des Wohnblocks oder der Schule sowie eine 
Wiederbelebung von Interessengruppenpolitik befürchtet9'. Young zitiert empirische 
Untersuchungen von Mansbridge und Gutmann, die zeigten, wie in kommunalen 
Entscheidungsstrukturen sich auf der Basis unmittelbarer Beteiligung unter der Hand 
die Dominanz weißer Männer der Mittelklasse durchsetzte. Größere Beteiligung in 
Schulen habe zu verstärkter Rassencrennung gefühn, da die Interessen der schwarzen 
Bevölkerung an Gleichbehandlung und Integration geringere Durchsetzungskraft 
bewiesen·s. Die Frage einer wirksamen Repräsentation der Sichtweisen nicht domi­
nanter Gruppen stellt sich demzufolge nicht nur in staatlichen Strukturen. Auch die 
Zivilgesellschaft ist geprägt von den herrschenden Klassenstrukturen, den ökonomi­
schen und kulturellen Verhältnissen9' sowie von den Geschleehterverhältnissen, die 
eine gleichberechtigte Teilnahme von Frauen »als Frauen", das heißt dem weiblichen 
Sozialcharakter, verhindern. 
Nicht nur demokratietheorerische Argumente'OG sprechen insofern für eine formale 
Regulierung von öffentlicher Kommunikation auch in zivilgesellschaftlichen Struk­
turen'o ,. Praktisch könnte dies bedeuten, die angesprochenen Modelle der spezifi­
schen Repräsentation der Geschlechterdifferenz durch spezielle Institutionen auf ihre 
Übertragung in zivilgesellschaftlichen Entschcidungs- und Kommunikationspro­
zesse ZU überprüfen. In der Praxis gibt es hierzu bislang nur wenig Ansätze. Als 
Beispiele seien die Debatten um Repräsentation der Gesehlechterdifferenz in Ver­
einen, Betriebsräten und Verbänden genannt'"'. Aber auch in den Diskussionen über 
den Umgang mit »sexistischem« Verhalten in nicht rechtlich verfaßten politischen 
Zusammenhängen oder über die Repräsentation nicht-weißer Frauen und ihrer 
Sichrweisen in feministischen Gruppen wurden erste Erfahrungen gemacht'o'. 
Wichtig scheint mir, hier Youngs Hinweise zur pluralen Verfassung öffentlicher 
Räume ernst zu nehmen. Sie hat gezeigt, daß die republikanischen Verhaltensmo­
delle interessante Anregungen geben können. Zwar gilt be i den republikanischen 
Theoretikerlnnen die Politik in der Regel als ein Sonderbereich des Lebens, womit 
meist eine kritische Haltung gegenüber stärker partizipatorischen Modellen ver­
bunden ist'O'. Andererseits plädieren auch sie für die Schaffung neuer diskursiver 
Räume'os. Eine Wiederbelebung des Politischen ließe sich insofern möglicherweise 
durchaus mit seiner Ausdehnung und einer Neubestimmung der öffentlichen 
Räume zwischen Staats- und Gese llschaftsbezogenheit vereinbaren. 

sich aufein.:andcr 7.U bewegen uod sich in der Mitte treHen: auf der Ebene der Kommune.« Dieser 
Aufs3U hegt z.eitlich vor dem oben z.itierten (Fn. 34), in dem sie sich von dieser Position dis[lnz ierl . 

97 Ph,lI,ps 199! (Fn·4) , S.8). 
98 Yöung 1989 (Fn.6!),S.lS8 1. 
99 Auch Hnbcrma$ 1.992 (Fn . 13), S. 21 ~ f. weist darauf hin, da.ß ein FunKtionieren von Steuerung uber die 

Zivilgesellschaft vorJ.US$ctzcn wurde, daß die Zivilg,cscll schaft von KI.lssenstrukturen ~hinrclchcnd 
entkoppelt .. is t; li ichc auch May, Ziv,lgesclischaft als Demokratietheorie, KritV 1997. S. }06 ff. (S . 320 H.). 

100 Zu diescn siehe oben bei Fn. 42 ff. 
10' Phillips 1991 (Fn. 4) , insbesondere S. 226 CI. 
102 Siche zum Beispiel § l'i 11 BetrVG '972; zurZul.lssigkeit von Quolierung m Gewerkschaftcn: Fuchsloch. 

Frnuenquocen in Gewcrkschahss.uzungcn, AuR 1997, S. 354-JS7; vgl. nuch Lange, II'Frauenquoten. in 
politischen Parteien, NJW 1988 , S. 1174-118) (obwohl die Parteien sich bislang vorwiegend als Vorbe· 
reircnnncn staatlicher Entscheidungen verstehen und deshalb nur eingeschrankt hierher gehören). 

103 Siehe zu letzterem die Nachweise in Fn. 46. 
104 Sevenhuijsen 1997 (Fn. 70), S. 88. 
lOS Sc.:vmhUlj!iCnI997 (fn·70), S.86; S·91; si<.'he auch S.93 z.ur Unterscheidung ve rschiedener Formen 

öffentlichen und politischen Handc!ns. 
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5. Handlungsorientiel'ung 

So führt dieser Überblick letztlich zu dem erstaunlichen Ergebnis, daß auch Über­
legungen über eine Neubestimmung des Verhältnisses von Staat und Gesellschaft 
keineswegs zu einer Abkehr von rechtlichen Handlungsmitteln auffordern, sondern 
eher auf eine Erweiterung des Rechtsverständnisses orientieren. 
Und hier haben wir mit dem Konzept »gleichwertiger Rechte« einen Ansatzpunkt, 
der sich bemüht, bewußt umzugehen mit dem »feministischen Dilemma«, einerseits 
die Trennlinien zwischen den Geschlechtern nicht verleugnen zu wollen, andererseits 
die Menschen auch nicht auf ihr Geschlecht und ihre Geschlechtsrolle reduzieren zu 
wollen'o': Die Gesch.lechtsrollenstereotypen in den Köpfen und der Realität auflösen 
zu wollen, heißt danach eben nicht notwendig, daß bereits eine neue Vorgabe fertig 
vorliegen sollte oder auch nur gewünscht wird'O? Praktische Umsetzung haben diese 
Überlegungen bereits in neueren Auslegungen des Begriffs der mittelbaren Diskri­
minierung gefunden, nach denen dieses vor allem ein Hierarchisierungsverbot und 
eine Garantie unterschiedlicher Optionen der Lebensgestaltung zum Inhalt habe'oS. 
In Hinblick auf die Verfahrensgestaltung kann »gleichwertige Rechte« die Eröffnung 
möglichst vielfältiger Handlungsmöglichkeiten bedeuten,09, bei denen eine Bezug­
nahme auf die Kategorie Frau umso unproblematischer ist, als »Zuschreibungen« mit 

prozeduralen Positionen verknüpft werden' ". So mag der Gleichbehandlungsgrund­
satz letztlich vielleicht tatsächlich in der Lage sein, einen »Riß in der Wand zwischen 
Recht und Gesellschaft" zu öffnen'''. 
Im Ergebnis mag erstaunlich erscheinen, daß die unterschiedlichsten theoretischen 
Ansatzpunkte, die sich bemühen, unter Berücksichtigung der neu esten philosophi­
schen Überlegungen das Verhältnis von Staat, Öffentlichkeit und Geschlechterdiffe­
renz grundsätzlich neu zu denken, wenig Unterschiedliches an konkreten Vorschlä­
gen zu bieten haben. Begründet liegt dies darin, daß vielen der neueren Ansätze 
bereits der Anspruch, nach konkreten, in rechtlichen Regelungen umsetzbaren Mo­
dellen zu suchen, gar nicht angemessen ist. Insbesondere die diskurstheoretischen 
und neorepublikanischen Autorinnen vertreten ein stärker prozeßhaftes Verständnis 
von Veränderung, in dem ethischen Haltungen größeres Gewicht zukommt als ab­
strakter Regulierung und konkreter Verfahrensregelung. Gerade diese Ansätze kön­
nen wertvolle Anregungen für die feministische Rechtstheorie liefern. 

lo6 Siehe oben bei Fn. 50. 
107 Ra.as~'h 1989 (Pn. 8), S. J4. Siehe auch Benhabib 199J (Fn·79), S. 24; S. 117 mit ihrer Forderung, Frauen 

,mllten aus Jcr Position der ge.~tllschaftl;ch Verbannten. also »von außen« des Geschlcchrt.:rvcrhahn.isscs 
gegen dessen Fcst.schrcibungcn vorgehen. 

108 Siehe oben bei pn. 56 ff. 
109 Pfarr, Herstellung und Sicherung von Chancengleichheit durch Recht - dargeste ll I :l.m Beispiel der 

Frauen, in: Hassemer/Hoffmann-Riem/Limbach. Grundrechte und soziale Wirklichk~i~ 1982, S lj 5 ff. 
Auch Phillips 1995 (Fn. 43), S. 2 ~7ff. steht letztlich fur einen solchen Ansatz. Vgl. auch den Pluralismus 
des Konzepts von Pfarr/Kocher 1998 (Fn.6s). 

110 Baer 1996 (Fn. 50). 
111 MacKinnon 1991 (Fn. 14), S.l44 (»The law of equality ... provides ... acrack Ln [he wall between lawand 

~ocierY·'l). 
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